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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1924 Nr. 22. 


(Nr. 12803.) Bekanntmachung, betreffend die abgeänderte Faſſung des Stempelſteuergeſetzes. Vom 
16. März 1924. 
Auf Grund des Artikels 6 des Geſetzes vom En (Geſetzſamml. S. 341/43) wird der Wortlaut des 
Janua 
Stempelſteuergeſetzes und des Stempeltarifs unter Berückſichtigung der Anderungen, die durch die Verfaſſung, 
inzwiſchen erlaſſene Reichs⸗ und Landesgeſetze und die Neuordnung der Stempelverwaltung bedingt ſind, in 
der vom 1. Februar 1924 an geltenden Faſſung bekanntgemacht. 


Berlin, den 16. März 1924. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 


v. Richter. 


25 / ur? f 0 1 


Stempelſteuergeſetz. 9 „ 
1. Abſchnitt. bh And} per , 


Von der Pflicht zur Entrichtung der Stempelſteuer. b 6 1 . 
9 15 5 
Gegenſtand der Stempelſteuer. 


(1) Die in dem anliegenden Tarif aufgeführten Urkunden und die in der Tarifſtelle 48 I erwähnten 
mündlichen Verträge unterliegen den darin bezeichneten Stempelabgaben. . ; 


(2) Stempelpflichtig find Urkunden, welche mit dem Namen oder der Firma des Ausſtellers unterzeichnet 
ſind, inſoweit nicht dieſes Geſetz oder der Tarif entgegenſtehende Beſtimmungen enthält. Den unterſchriftlich 
vollzogenen Urkunden ſtehen diejenigen gleich, unter welchen der Name oder die Firma des Ausftellers in 
ſeinem Auftrag unterſchrieben oder mit ſeinem Wiſſen oder Willen durch Stempelaufdruck, Lithographie oder 
in irgendeiner anderen Art mechaniſch hergeſtellt iſt. 

(3) Ergibt ſich die Einigung über ein Geſchäft aus einem Briefwechſel oder einem Austauſche ſonſtiger f 
ſchriftlicher Mitteilungen, fo wird in der Regel ein Stempel hierfür nicht erhoben. In einem ſolchen Falle 4 
tritt aber die Verpflichtung zur Entrichtung des betreffenden Stempels dann ein, wenn nach der Verkehrs⸗ 
fitte über das Geſchäft ein förmlicher ſchriftlicher Vertrag errichtet zu werden pflegt, dieſe Errichtung indeſſen 
nicht ſtattgefunden hat und von den Beteiligten beabfichtigt iſt, durch den Briefwechſel oder den Austauſch 
der ſonſtigen ſchriftlichen Mitteilungen die Aufnahme eines ſolchen Vertrags zu erſetzen. 
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98 2. 
Verhältnis des Auslandes zum Inlande. 


(1) Der Stempelſteuer unterliegen auch die von Inländern oder von Ausländern im Ausland errichteten 
Urkunden über Geſchäfte, welche im Inlande befindliche Gegenſtände betreffen oder welche im Inlande zu ex- 
füllen ſind. i 


(2) Inland im Sinne dieſes Geſetzes und des Tarifs iſt der Geltungsbereich dieſes Geſetzes. 


(3) Auf die nach Abſ. 1 zu entrichtende Stempelſteuer kann der in einem anderen deutſchen Lande für 
die Urkunden entrichtete Stempel e werden, wenn von dem anderen deutſchen Lande Preußen gegen 
über die gleiche Rückſicht geübt wird. 

9 3. 
Allgemeine Grundſätze über die Stempelpflichtigkeit. 

(1) Die Stempelpflichtigkeit einer Urkunde richtet ſich nach ihrem Inhalte. 


(2) Für die Stempelpflichtigkeit iſt die Hinzufügung von Bedingungen, die Wiederaufhebung und die 
unterbliebene Ausführung des Geſchäfts — vorbehaltlich entgegenſtehender Beſtimmungen des Geſetzes oder 
des Tarifs — ſowie die Vernichtung der Urkunde ohne Bedeutung. 


(3) Urkunden, in denen ein Geſchäft nur in der Form der Verdeutlichung oder Begründung einer 
anderen Erklärung erwähnt wird, ſind in Anſehung jenes Geſchäfts ſtempelpflichtig, wenn die Abſicht auf die 
Beurkundung desſelben gerichtet geweſen iſt. 

§ 4. 
Sachliche Stempelſteuerbefreiungen. 

(1) Von der Stempelſteuer ſind befreit: 

a) Urkunden über Gegenſtände, deren Wert nach Geld geſchätzt werden kann, wenn dieſer Wert 

150 Goldmark nicht überſteigt, inſoweit nicht der Tarif entgegenſtehende Beſtimmungen enthält; 
b) Urkunden, welche wegen Beſtimmung des Betrags öffentlicher Abgaben und Einziehung derſelben 
und überhaupt wegen Leiſtungen an den Fiskus des Deutſchen Reichs oder des Preußiſchen 

Staates infolge allgemeiner Vorſchriften aufgenommen oder beigebracht werden müſſen, ſofern ſie 
allein zu dieſem Zwecke dienen; = 
die auf die Heeresergänzung und die Befreiung von dem Heeresdienſte ſowie dor den Neferve- 
und Landwehrübungen bezüglichen amtlichen Urkunden; 
die von der Auseinanderſetzungsbehörde und deren Abgeordneten oder im Auftrag und auf Erſuchen 
derſelben von anderen Behörden wie auch in den vorgeſetzten Inſtanzen gepflogenen Verhand— 
lungen, und zwar ſowohl über den Hauptgegenſtand der Auseinanderſetzung als auch über die 
damit verbundenen Nebenpunkte, einſchließlich aller hierzu gehöriger Urkunden, desgleichen Urkunden, 
die von anderen Behörden auf Antrag der Parteien ausgeſtellt werden, ſofern ſich letztere über 
die ihnen von der Auseinanderſetzungsbehörde oder einem Abgeordneten derſelben gemachte Auf- 
lage zur Beibringung ſolcher Urkunden ausweiſen; 

e) Urkunden wegen Beſitzveränderungen, denen ſich die Beteiligten aus Gründen des öffentlichen 
Wohles zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet find (Enteignungen), ohne Unterſchied, ob die Beſitz⸗ 
mie ſelbſt durch Enteignungsbeſchluß oder durch freiwillige Veräußerungsgeſchäfte be 
wirkt wird; f 

1) Abſchriften, Auszüge und Beſcheinigungen jeder Art aus den bei der Kataſterverwaltung ge 
führten beziehungsweiſe aufbewahrten Karten und ſonſtigen Schriftſtücken; 

g) Verfügungen und Verhandlungen der Schiedsmänner, ſoweit die Stempelpflichtigkeit derſelben in 
der Tarifſtelle »Vergleiche« nicht ausdrücklich angeordnet iſt (vgl. auch § 13 Abſ. 2 und § 15); 

h) alle Rechtsvorgänge beim Erwerbe von Grundſtücken zwecks Schaffung oder Erweiterung öffent⸗ 
licher Erholungs-, Wald- oder fonftiger Grünanlagen ſowie für Zwecke öffentlicher Straßen und 
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Plätze. Falls und inſoweit das Grundſtück innerhalb einer Friſt, die bis zum Ende des fünf 
zehnten Jahres nach Abſchluß des Veräußerungsgeſchäfts läuft, für andere Zwecke verwendet wird, 
können die Stempelſteuerbeträge nachgefordert werden; 


i) Urkunden über die Gewährung von Beihilfen aus öffentlichen Mitteln zur Abbürdung der Bau— 


koſtenüberteuerung oder zur Errichtung von Bergmannswohnungen, ſofern die Beihilfe aus- 
ſchließlich oder überwiegend zur Herſtellung einer eigenen Wohnſtätte des Empfängers verwendet 
wird; 


k) alle Urkunden über Gegenſtände, denen durch frühere Geſetze oder landesherrliche Privilegien 


Stempelfreiheit bewilligt worden iſt. 


(2) Die Befreiung zu a findet auch auf diejenigen Vollmachten Anwendung, aus deren Inhalt der 
Wert des Gegenſtandes nicht erſichtlich iſt, ſofern nachgewieſen wird, daß der Wert den Betrag von 150 Gold— 
mark nicht überſteigt. 


9 5. 
Perſönliche Stempelſteuerbefreiungen. 


(1) Von der Entrichtung der Stempelſteuer ſind befreit: 
a) der Fiskus des Deutſchen Reichs und des Preußiſchen Staates und alle öffentlichen Anſtalten 


und Kaſſen, welche für Rechnung des Reichs oder des Preußiſchen Staates verwaltet werden 
oder dieſen gleichgeſtellt ſind; 


b) deutſche Kirchen und andere deutſche Religionsgeſellſchaften, denen die Rechte juriſtiſcher Perſonen 


zuſtehen; 


e) öffentliche Armen, Kranken-, Arbeits- und Beſſerungsanſtalten, ferner öffentliche Waiſenhäuſer, 


vom Staate genehmigte Hoſpitäler und andere Verſorgungsanſtalten, ferner vom Staate genehmigte 
Vereine für die Kleinkinderbewahranſtalten ſowie Stiftungen, welche als milde ausdrücklich 
anerkannt find; 


A) öffentliche Schulen, Univerſitäten und Hochſchulen, die juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes 


ſind, ſowie als ausſchließlich gemeinnützig anerkannte Forſchungsanſtalten; 


e) Gemeinden (Gutsbezirke) und Verbände von ſolchen in Armen-, Schul- und Kirchenangelegenheiten; 
4) Körperſchaften des öffentlichen Rechtes in Angelegenheiten, welche die Schaffung geſunder Klein⸗ 
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wohnungen für Minderbemittelte betreffen, ſowie Vereinigungen, deren durch die Satzungen beſtimmter 
Zweck mittelbar oder unmittelbar darauf gerichtet iſt, Minderbemittelten gefunde und zweckmäßig ein⸗ 
gerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angekauften Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen, 
wenn die Verteilung des Reingewinns ſatzungsgemäß auf eine Verzinſung von höchſtens fünf v. H. 
beſchräukt iſt, bei Ausloſungen, Ausſcheiden eines Mitglieds und für den Fall der Auflöſung der 
Vereinigung den Mitgliedern nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile zugeſichert iſt und der 
etwaige Reſt des Vermögens für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt. Darüber, ob die Befreiung 
den genannten Vereinigungen zu bewilligen iſt, wird vom Finanzminiſter und Juſtizminiſter 
gemeinſchaftlich entſchieden. 

Sofern eine dieſer Vereinigungen ihre Satzungen und damit zugleich oder nur tatſächlich 
ihren Zweck in der Weiſe ändert, daß die vorſtehend angegebenen Vorausſetzungen nicht mehr 


zutreffen, können alle Stempelbeträge, die mangels einer Befreiung fällig geworden ſein würden, 


nachträglich binnen Jahresfriſt eingefordert werden. 
a Stiftungen finden dieſe für Vereinigungen geltenden Vorſchriften entſprechende An⸗ 
wendung. 
Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens, die auf Grund des § 5 des Geſetzes vom 
31, Juli 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1371) als gemeinnützig anerkannt ſind, und Körperſchaften oder 
N des öffentlichen Rechtes bei Erfüllung der ihnen durch das erwähnte Geſetz zugewieſenen 
ufgaben. 
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(2) Dem Fiskus anderer Staaten als des Deutſchen Reichs und des Preußiſchen Staates ſowie den 
öffentlichen Anſtalten und Kaſſen, die für Rechnung eines ſolchen anderen Staates verwaltet werden oder 
dieſen gleichgeſtellt ſind, und den Chefs der bei dem Deutſchen Reiche oder bei Preußen beglaubigten 
Miſſionen kann die Stempelſteuerbefreiung gewährt werden, wenn der betreffende Staat Preußen gegenüber 
die gleiche Rückſicht übt. f 

(3) In den Fällen zu e bis g erſtreckt ſich die Stempelſteuerbefreiung nur auf inländiſche Anſtalten, 
Stiftungen, Vereine uſw. Dieſe Befreiung kann jedoch auch ausländiſchen Anſtalten, Stiftungen, Vereinen uſw. 
gewährt werden, wenn der auswärtige Staat Preußen gegenüber die gleiche Rückſicht übt. 


(4), Die außerdem gewiſſen Perſonen, Behörden, Geſellſchaften, Anſtalten, Stiftungen, Vereinen uſw. 
durch frühere Geſetze oder landesherrliche Privilegien bewilligten Steuerbefreiungen bleiben auch fernerhin 
in Kraft. 

(5) Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen von der Stempelſteuer befreiten Perſonen, Behörden, 
Geſellſchaften, Anſtalten, Stiftungen, Vereine uſw. ſind nicht befugt, dieſe Befreiung den Privatperſonen, 
mit welchen ſie Verträge eingehen, einzuräumen, wenn dieſe Perſonen an ſich nach geſetzlicher Vorſchrift zur 
Entrichtung des Stempels verbunden ſind. 

(6) Bei allen zweiſeitigen Verträgen mit ſolchen Perſonen muß für den Vertrag die Hälfte des Stempels 
und für die Nebenausfertigungen außerdem der vorgeſchriebene Stempel (§ 9) entrichtet werden. 


8 6. 


Wertermittelung. 


(1) Die Ermittelung des Wertes eines Gegenſtandes zum Zwecke der Berechnung der Stempelſteuer iſt 
auf den gemeinen Wert desſelben zur Zeit der Beurkundung des Geſchäfts zu richten. 


(2) Iſt einem der Vertragſchließenden ein Wahlrecht oder die Befugnis eingeräumt, innerhalb beſtimmter 
Grenzen den Umfang der Leiſtung zu beſtimmen, ſo wird die Stempelſteuer nach dem höchſtmöglichen Werte 
des Gegenſtandes des Geſchäfts berechnet. Iſt die Leiſtung nicht bis zu den beſtimmten Grenzen erfolgt, fo 
wird nach Ausführung des Geſchäfts die gezahlte Stempelſteuer bis auf den der wirklichen Leiſtung ent- 
ſprechenden Betrag erſtattet. 


(3) Bei Geldforderungen iſt der aus der ſtempelpflichtigen Urkunde erſichtliche Geldbetrag, bei Kurs 
habenden Werlpapieren der Tageskurs als Wert anzuſehen. 


(4) Die Umrechnung der in anderer als Reichswährung angegebenen Summen erfolgt nach den für 
die Erhebung der Wechſelſteuer feſtgeſetzten Mittelwerten und, inſoweit ſolche nicht beſtimmt worden ſind, 
nach dem laufenden Kurſe. 


(5) Der Wert des Beſitzes einer Sache iſt in der Regel dem Werte der Sache gleich zu achten. 


(6) Der Wert eines Pfandrechts oder der Sicherſtellung einer Forderung richtet ſich nach dem Betrage 
der Forderung; hat der Gegenſtand des Pfandrechts einen geringeren Wert, ſo iſt dieſer maßgebend. 


(7) Der Wert einer Grunddienſtbarkeit wird durch den Wert, welchen dieſelbe für das herrſchende 
Grundſtück hat, und wenn der Betrag, um welchen ſich der Wert des dienenden Grundſtücks durch die Dienft- 
barkeit mindert, größer iſt, durch dieſen Betrag beſtimmt. 

(8) Der einjährige Wert von Nutzungen wird, wenn nicht aus der Urkunde ein höherer oder niederer 
Prozentſatz hervorgeht oder ſonſt feſtgeſtellt werden kann, zu vier vom Hundert des Wertes des Gegenſtandes, 
welcher die Nutzung gewährt, angenommen. 


(9) Bei immerwährenden Nutzungen und Leiſtungen iſt das Fünfundzwanzigfache ihres einjährigen Be.“ 
trags, bei Nutzungen und Leiſtungen von unbeſtimmter Dauer, ſofern nicht die Vorſchriften in den beiden 
nächſtfolgenden Abſätzen Anwendung finden oder anderweite die längſte Dauer begrenzende Umſtände in der 
Urkunde angegeben find, das Zwölfeinhalbfache des einjährigen Betrags als Wert anzufehen> 


„ 


(10) Der Wert von Nutzungen oder Leiſtungen auf Lebenszeit beſtimmt ſich nach dem zur Zeit ihres 
Anfanges erreichten Lebensalter der Perſon, bei deren Tode die Nutzung oder Leiſtung erliſcht, und wird 
bei einem Lebensalter derſelben 

von 15 Jahren oder weniger auf das 18 fache 
über 15 Jahre bis zu 25 Jahren auf das 17 fache 
» » » 


25 35 » SE 
35 „ » 45 * » » 14 » 
» 45 » » » 55 » * * 12 » 
» 55 „ » » 65 » » „ 81,» 

65 „ » „ 75 » » 5 
75 » » 80 » » 3 
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des Wertes der einjährigen Nutzung oder Leiſtung angenommen; jedoch iſt der Wert des Rechtes auf Nutzungen 
oder Leiſtungen auf Lebenszeit auf höchſtens das Fünffache des einjährigen Betrags anzunehmen, wenn das 
Recht dem jetzigen oder früheren Ehegatten des Verpflichteten oder Perſonen zuſteht, die mit dem Verpflichteten 
in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden oder in der Seiten— 
linie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert ſind, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwägerſchaft begründet iſt, nicht mehr beſteht. s 


(11) It die Dauer der Nutzungen oder Leiſtungen von der Lebenszeit mehrerer Perſonen dergeſtalt 
abhängig, daß beim Tode der zuerſt verſterbenden die Nutzung oder Leiſtung erliſcht, ſo iſt für die nach den 
Beſtimmungen im vorigen Abſatze vorzunehmende Wertermittelung das Lebensalter der älteſten Perſon maß⸗ 
gebend. Wenn die Nutzung oder Leiſtung bis zum Tode der letztverſterbenden Perſon fortdauert, erfolgt die 
Berechnung nach dem Lebensalter der jüngſten Perſon. 


(12) Der Geſamtwert der auf beſtimmte Zeit eingeſchränkten Nutzungen oder Leiſtungen iſt unter 
Zugrundelegung eines vierprozentigen Zinsfußes nach der beigefügten Hilfstabelle zu ermitteln. Iſt jedoch 
die Dauer der Nutzung oder Leiſtung noch außerdem durch die Lebenszeit einer oder mehrerer Perſonen bedingt, — 
ſo darf der nach den Beſtimmungen der beiden vorhergehenden Abſätze zu berechnende Wert nicht überſchritten 
werden. 


8 7. 
Verpflichtung der Privatperſonen, Behörden und Beamten zur Auskunfterteilung; 
11 3 amtliches Ermittelungsverfahren. 


(1) Die Steuerpflichtigen find zur Erteilung der von den Steuerbehörden oder den zur Einziehung oder 
Verwendung des Stempels noch ſonſt verpflichteten Behörden oder Beamten erforderten Auskunft über den 


Wert des Gegenſtandes, ſoweit dazu nicht die Kenntniſſe eines Sachverſtändigen oder beſondere Ermittelungen 
erforderlich ſind, verbunden. ö 


(2) Wird in den vorgedachten Fällen der Aufforderung der Behörden oder Beamten nicht genügt, fo 
kann die Steuerbehörde die Säumigen durch Feſtſetzung und Einziehung von Ordnungsſtrafen in Geld zur Be— 
folgung der getroffenen Anordnungen anhalten, auch das zur Erledigung derſelben Nötige auf Koſten der 
Säumigen beſchaffen. Der Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe hat die Androhung derſelben vorherzugehen. 


(3) Tragen die Behörden oder Beamten Bedenken, die Angaben der Steuerpflichtigen als richtig anzunehmen 
und findet eine Einigung mit den letzteren nicht ſtatt, ſo ſind die Behörden oder Beamten befugt, unter 
Zuziehung Sachverſtändiger, bei deren Auswahl etwaige Vorſchläge der Steuerpflichtigen mit zu berückſichtigen 
ſind, die für die Berechnung der Steuer erforderlichen Grundlagen zu ermitteln und danach die Steuer zu 
erheben. Die Koſten der Ermittelung fallen dem Steuerpflichtige zur Laſt, wenn der ermittelte Wert den 
von dem Steuerpflichtigen angegebenen Wert um 10 vom Hunderk oder mehr überſteigt. Die gezahlten Koſten 
werden erſtattet, wenn im Verwaltungsweg oder im Rechtswege die Ermäßigung des Wertes auf einen nicht 
zum Koſtenerſatze verpflichtenden Betrag erfolgt. 


(4) Wird von den Steuerpflichtigen gegen die Entſcheidung der Steuerbehörde der Rechtsweg beſchritten, 
ſo bleibt die Zahlung des ſtreitig gebliebenen Stempels bis zur Rechtskraft des Urteils ausgeſetzt. 
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(5) Alle unmittelbaren und mittelbaren Behörden und Beamten ſind verbunden, der Steuerbehörde oder 
den zur Einziehung oder Verwendung des Stempels noch ſonſt verpflichteten Behörden oder Beamten Aus⸗ 
kunft über die für die Feſtſetzung der Stempelſteuer in Betracht kommenden tatſächlichen Verhältniſſe zu erteilen. 


88. 
8 
Unbeſtimmtheit des Wertes des Gegenſtandes. 


(1) Wenn bei einem Geſchäfte der Wert des Gegenſtandes dergeſtalt unbeſtimmt iſt, daß er von vorn— 
herein nicht feſtgeſtellt oder geſchätzt werden kann, ſo hat der zur Entrichtung der Abgabe Verpflichtete die 
Urkunde innerhalb der in den SS 15 und 16 angegebenen Friſten der Steuerbehörde vorzulegen, welche das 
Erforderliche wegen der Überwachung, Sicherſtellung und nachträglichen Zahlung der Stempelſteuer anordnen wird. 


(2) Dieſe Beſtimmung findet auch auf diejenigen Urkunden Anwendung, zu welchen Privatperſonen 
ohne amtliche Überwachung Stempelmarken verwenden dürfen. 


89. 
Verſteuerung mehrerer über denſelben Gegenſtand ausgeſtellter Urkunden. 


(4) Werden über deuſelben Gegenſtand mehrere Urkunden gleichen Inhalts ausgefertigt, fo wird die 
auf dem Gegenſtande ruhende Steuer nur zu einer derſelben, und zwar in der Regel zu derjenigen Urkunde, 
welche als Hauptausfertigung bezeichnet iſt, verwendet; die übrigen Ausfertigungen ſind mit demjenigen 
Stempel zu verſehen, welcher nach der Tarifſtelle „Duplikate“ beizubringen iſt. Eine Ausfertigung einer 
Verhandlung darf nur dann als Nebenausfertigung verſteuert werden, wenn das Vorhandenſein einer als 
Hauptausfertigung verſteuerten Urkunde nachgewieſen wird. 


2) Bei Notariatsverhandlungen iſt der Stempel zu der Urſchrift zu verwenden. Die erſte Ausfertigung 
iſt ſtempelfrei, wenn die Ausfertigung als erſte bezeichnet und auf derſelben beſcheinigt iſt, welcher Stempel 
zu der Urſchrift verwendet worden iſt. 


(3) Auf jeder zweiten und weiteren Ausfertigung oder amtlich beglaubigten Abſchrift oder jedem 
amtlich beglaubigten Auszug aus einer ſtempelpflichtigen Urkunde muß beſcheinigt werden, welcher Stempel 
zu der Hauptausfertigung oder Urſchrift verwendet worden iſt. Alle unmittelbaren und mittelbaren 
Beamten ſind verpflichtet, auch die von ihnen gefertigten einfachen Abſchriften ſtempelpflichtiger Urkunden 
mit dieſer Beſcheinigung zu verſehen. Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Abfchriffen, welche auf Grund 
reichsgeſetzlicher Beſtimmungen den Finanzbehörden wegen der Erhebung von Reichsſteuern oder gemäß $ 9 
des Geſetzes vom 10. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 25) den zuſtändigen Behörden zu überſenden find. 


810 
N . 
Verſteuerung mehrerer in derſelben Urkunde enthaltener Gegenftände. 


(1) Wenn bei Rechtsgeſchäften über mehrere, verſchiedenen Stenerfägen unterliegende Gegenſtände das 
Entgelt ohne Angabe der Einzelwerte ungetrennt in einer Summe oder Leiſtung verabredet iſt, fo kommt für 
die Berechnung des Stempels der höchſte Steuerſatz zur Anwendung, ſofern nicht von den Ausſtellern der 
Urkunde auf derſelben die Werte für die einzelnen Gegenſtände innerhalb der im § 16 angegebenen Friſten 
noch nachträglich angegeben werden. Trägt die Steuerbehörde Bedenken, die urſprünglichen oder nachträglichen 
Angaben der Steuerpflichtigen über die Einzelwerte als richtig anzunehmen, ſo kommen die Vorſchriften des 
dritten Abſatzes des §7 zur Anwendung. 

(2) Enthält eine Urkunde verſchiedene ſteuerpflichtige Geſchäfte, ſo iſt der Betrag des Stempels für 
jedes Geſchäft beſonders zu berechnen und die Urkunde mit der Summe dieſer Stempelbeträge zu belegen. 

(3) Sofern die einzelnen in einer Urkunde enthaltenen Geſchäfte ſich als Beſtandteile eines einheitlichen, 
nach dem Tarife ſteuerpflichtigen Rechtsgeſchäfts darſtellen, ift nur der für das letztere vorgeſehene Stempel 
betrag zu entrichten. 
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§ 11. 
Mindeſtbetrag der Stempelſteuer und Abſtufung derſelben. 


Die Stempelabgabe beträgt mindeſtens 0,50 Goldmark und ſteigt in Abſtufungen von je 0,50 Golds 
mark, wobei überſchießende Stempelbeträge auf 0,50 Goldmark nach oben abgerundet werden. 


812 
N . 
Verpflichtung zur Zahlung der Stempelſteuer. 

(1) Zur Zahlung der Stempelſteuer find verpflichtet: 

a) bei den von Behörden und Beamten, einſchließlich der Notare, aufgenommenen Verhandlungen 
oder erteilten Ausfertigungen, Abſchriften, Beſcheinigungen, Auszügen und Genehmigungen aller 
Art diejenigen, auf deren Veranlaſſung die Schriftſtücke aufgenommen oder erteilt ſind; 

b) bei einfeitigen Verpflichtungen und Erklärungen diejenigen, welche die Schriftſtücke ausgeſtellt haben; 

e) bei Verträgen alle Teilnehmer, inſoweit der Tarif nicht abweichende Beſtimmungen enthält. 

(2) Von mehreren zur Zahlung der Stempelſteuer verpflichteten Perſonen haftet jede einzelne als 
Geſamtſchuldner. ; 

$ 13. 3 
Haftbarkeit für die Stempelſteuer. 

(1) Für die Entrichtung der Stempelſteuer haften unter Vorbehalt des Rückgriffs gegen die eigentlich 
Verpflichteten: 5 

a) Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, eingetragene Genoſſenſchaften, Gewerk— 
ſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung für die Stempel, welchen die von ihren 
Vorſtänden oder Geſchäftsführern in ihrem Auftrag oder Namen errichteten Verhandlungen 
unterliegen; 

b) bei Auktionen diejenigen, für deren Rechnung oder auf deren Veranlaſſung die Verſteigerung 
ſtattgefunden hat, und die von dieſen Perſonen zur Abhaltung der Auktionen Beauftragten; 

e) jeder Inhaber oder Vorzeiger einer mit dem geſetzlichen Stempel nicht oder nicht ausreichend 
verſehenen Urkunde, welcher ein rechtliches Intereſſe an dem Gegenſtande derſelben hat. 

(2) Iſt die Stempelſteuer von den eigentlich Verpflichteten und denjenigen, die nach Abſ. 1 haften, nicht 
zu erlangen, ſo haften hierfür einſchließlich der Notare, jedoch ausſchließlich der Schiedsmänner, diejenigen 
Beamten, welche die von ihnen aufgenommenen Urkunden vor ausreichend erfolgter Stempelverwendung aus⸗ 
händigen oder Ausfertigungen oder Abſchriften erteilen oder wegen der Einziehung des Stempels die ihnen 
nach § 15 obliegenden Pflichten verabſäumen, inſoweit ihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, unter Vorbehalt 
des Rückgriffs gegen die eigentlich Verpflichteten und diejenigen, die nach Abſ. 1 haften. 

(3) Dieſe Beſtimmung kommt auch dann zur Anwendung, wenn ein Notar den Entwurf einer Urkunde 
anfertigt und nach Vollziehung durch die Beteiligten die Unterſchriften oder Handzeichen beglaubigt. 


II. Abſchnitt. 


Von der Erfüllung der Stempelpflicht und den Folgen der Nichterfüllung. 
§ 14. 
Art der Erfüllung der Stempelpflicht. 
A) Die Stempelpflicht wird erfüllt durch: a 
a) Niederſchreiben der ſtempelpflichtigen Erklärung auf geſtempeltes Papier; 
b) Verwendung von Stempelmarken auf denjenigen Schriftſtücken, zu welchen Stempelmarken ohne 
amtliche Überwachung verwendet werden dürfen; 
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c) Einreichung der ſtempelpflichtigen Urkunde oder, wenn dieſe nicht vorgelegt werden kann, einer 
den wefentlichen Inhalt der Urkunde enthaltenden Anzeige und Einzahlung des erforderlichen Geld- 
betrags bei einer zur Entwertung von Stempelzeichen befugten Amtsſtelle; 

c) Verwendung von Stempelzeichen durch zur Entwertung derſelben befugte Amtsſtellen ; 


e) Entrichtung der Stempelabgabe nach den für Gerichtskoſten geltenden Beſtimmungen in denjenigen 
Fällen, in welchen ſie nach den Beſtimmungen des Preußiſchen Gerichtsloſtengeſetzes bei den 
Gerichtskoſten zu vereinnahmen iſt. . 


(2) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, für den Verkehr beſtimmter Perſonen ſtatt der Erhebung des 
Stempels im einzelnen die Zahlung einer jährlichen Abfindungsſumme zu geſtatten. Die in dieſem Verkehr 
errichteten Urkunden ſind mit einem Hinweiſe darüber zu verſehen, daß die Stempelpflicht durch die Verein— 
barung einer Abfindungsſumme erfüllt iſt. d 


8 15. 


Zeit der Stempelverwendung bei den von Behörden und Beamten aufgenommenen 
Verhandlungen. 

(1) Behörden und Beamte, einſchließlich der Notare, jedoch ausſchließlich der Schiedsmänner, haben zu 
allen von ihnen aufgenommenen Verhandlungen oder erteilten Ausfertigungen, Abſchriften, Beſcheinigungen, 
Auszügen und Genehmigungen aller Art den Stempel vor deren Aushändigung, ſpäteſtens aber binnen zwei 
Wochen nach dem Tage der Ausſtellung der Urkunden, zu verwenden. Iſt der Stempel innerhalb dieſer Friſt 
von den Verpflichteten nicht beigebracht, ſo iſt die zwangsweiſe Einziehung des Stempels binnen einer 
Woche bei der zuſtändigen Steuerſtelle von den vorbezeichneten Behörden und Beamten zu beantragen oder, wenn 
ſie ſelbſt zur zwangsweiſen Einziehung von Geldern befugt ſind, die zwangsweiſe Einziehung innerhalb der 
gleichen Friſt anzuordnen. Dieſer Beſtimmung unterliegen auch diejenigen Urkunden, bei denen ein Notar den 
Entwurf anfertigt und nach Vollziehung durch die Beteiligten die Unterſchriften oder Handzeichen beglaubigt. 


(2) Soweit nach der Tarifſtelle „Erlaubniserteilungen“ der Stempel in Hundertſätzen des jährlichen 
Ertrags erhoben wird, iſt der den Mindeſtbetrag überſteigende Stempelbetrag von den Steuerpflichtigen 
erſt binnen zwei Wochen nach dem Tage der Rechtskraft der Zuſchrift über das Ergebnis der Veranlagung 
zur Gewerbeſteuer oder der auf das eingelegte Rechtsmittel ergangenen Entſcheidung beizubringen. 


(3) Für die Verſteuerung der ſtempelpflichtigen Verhandlungen der Schiedsmänner haben die Parteien 
den Stempel binnen zwei Wochen nach dem Tage der Aufnahme zu der Urſchrift der Verhandlung beizubringen 
und dem Schiedsmann zuzuſtellen. Die Schiedsmänner haben auf jeder von ihnen erteilten Vergleichs- 
ausfertigung zu vermerken, welcher Stempel zu der Urſchrift verwendet oder daß ein ſolcher nicht beigebracht 
worden iſt. 

§ 16, N 
Zeit der Stempelverwendung bei Verhandlungen der Privatperſonen. 


(1) Bei den nicht auf Stempelpapier niedergeſchriebenen Verhandlungen der Privatperſonen muß die 
Verſteuerung bewirkt ſein: 

a) bei Urkunden, zu welchen die Ausſteller Stempelmarken ohne amtliche Überwachung verwenden 
dürfen, vor der Aushändigung, ſpäteſtens aber binnen zwei Wochen nach dem Tage der Aus— 
ſtellung, vorbehaltlich der Beſtimmung im § 14 Abſ. 2; 

p) bei Pacht- und Mietverträgen über unbewegliche Sachen innerhalb der in der Tarifſtelle „Pacht⸗ 
und Mietverträge“ angegebenen Friſt; 

e) bei den von der Heeresverwaltung mit Privatperſonen abgeſchloſſenen Verträgen und Verhand⸗ 
lungen über Lieferungen, Werkverdingungen und ſonſtige Leiſtungen, die erſt im Falle einer 
Mobilmachung zur Ausführung kommen ſollen, binnen zwei Wochen nach Eintritt der Mobilmachung; 

d) bei im Ausland errichteten Urkunden, bei denen Inländer beteiligt ſind, binnen zwei Wochen 
nach dem Tage der Rückkehr der Inländer in das Inland, bei ſonſtigen im Ausland errichteten 
Urkunden, von denen im Inlande Gebrauch gemacht werden ſoll, vor dem Gebrauche; 

e) in allen übrigen Fällen vom Ausſteller binnen zwei Wochen nach dem Tage der MAusſtellung. 
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(2) Von jedem Inhaber oder Vorzeiger einer ſtempelpflichtigen Urkunde, welcher ein rechtliches Intereſſe 
an dem Gegenſtande derſelben hat, iſt die Verſteuerung der Urkunde binnen zwei Wochen nach dem Tage 
des Empfanges zu bewirken. 

(3) Bei Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche erſt durch die Genehmigung oder den Beitritt einer. 
Behörde oder eines Dritten Rechtswirkſamkeit erlangen, beginnt den Ausſtellern gegenüber die Friſt für die 
Verwendung des Stempels mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem ſie von der Genehmigung oder 
dem Beitritte Kenntnis erhalten haben. 


§ 17, 
Feſtſetzung von Geldſtrafen gegen Privatperſonen. 


(1) Wer den Vorſchriften bezüglich der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelſteuer zuwiderhandelt, 
at eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem vierfachen Betrage des hinterzogenen Stempels gleichkommt. 
' zog 9 


(2) Betreffen die gedachten Zuwiderhandlungen die in der Tarifſtelle „Pacht, und Mietverträge“ auf 
geführten Verzeichniſſe oder Urkunden, zu welchen Privatperſonen Stempelmarken ohne amtliche Überwachung 
verwenden dürfen, jo ift eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem zehnfachen Betrage des hinterzogenen Stempels 
gleichkommt. ö 

(3) Die gleiche Geldſtrafe tritt ein, wenn n a 

a) bei Auflaſſungserklärungen und Umſchreibungsanträgen ein geringerer Wert angegeben wird, als 
der nach den Vorſchriften der Tarifſtelle „Kauf⸗ und Tauſchverträge“ in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 30. Juni 1909 bei der Verſteuerung der Kaufverträge berechnete Betrag der von 
dem Erwerber übernommenen Laſten und Leiſtungen, mit Einſchluß des Preiſes und unter Zu⸗ 
rechnung der vorbehaltenen Nutzungen; 5 

b) bei Auflaſſungserklärungen und Umſchreibungsanträgen eine Urkunde über das Rechtsgeſchäft 
vorgelegt wird, welche dasſelbe nicht ſo enthält, wie es unter den Beteiligten hinſichtlich des 
Wertes der Gegenleiſtung verabredet iſt, und einem geringeren Stempel unterliegt, als die Be⸗ 
urkundung des wirklich verabredeten Rechtsgeſchäfts erfordern würde. - 


(4) Kann der Betrag des hinterzogenen Stempels nicht feſtgeſtellt werden, ſo tritt eine Geldſtrafe 
nach den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs ein. 


i (5) Dieſjverwirkten Geldſtrafen treffen jeden Unterzeichner oder Ausſteller einer Urkunde beſonders und 
in vollem Betrage. 


() Bei Genoſſenſchaften und Aktiengeſellſchaften find die Geldſtrafen gegen die Vorſtandsmitglieder, 
bei Kommanditgeſellſchaften gegen die perfſönlich haftenden Geſellſchafter, bei offenen Handelsgeſellſchaften 
gegen die Geſellſchafter, bei Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung gegen die Geſchäftsführer, bei Gewerk⸗ 
ſchaften gegen die Repräſentanten oder Grubenvorſtände nur im einmaligen Betrage, jedoch unter Haftbarkeit 
jedes einzelnen als Geſamtſchuldners, feſtzuſetzen. Ebenſo iſt zu verfahren, wenn mehrere Urkundenausſteller 
bei einem Geſchäft als gemeinfchaftliche Kontrahenten beteiligt ſind. 

(7) Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriſten bezüglich der Verpflichtung zur Entrichtung der 
a unter 1 der Tarifſtelle „Pacht- und Mietverträge“ trifft die Geldftrafe nur den Verpächter 
oder Vermieter. 


§ 18 
Ss . 
Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen gegen Vrivatp erfonen. 

(1) Wenn in den Fällen des vorhergehenden Paragraphen aus den Umſtänden ſich ergibt, daß eine 
Steuerhinterziehung nicht hat verübt werden können oder nicht beabſichtigt worden iſt, fo tritt ſtatt der vor⸗ 
gedachten Geldſtrafen eine Ordnungsſtrafe nach den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs über Geldſtrafen ein. 

(2) Dieſelbe Strafe ziehen Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes oder gegen die zu 
deſſen Ausführung erlaſſenen Vorſchriften, die im Geſetze mit keiner beſonderen Strafe belegt find, nach ſich. 

Geſetzſamml. 1924. (Nr. 12803.) 27 
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$ 19. 
Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen gegen Beamte einſchließlich Notare. 


(1) Unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte, einſchließlich Notare, welche bei ihren amtlichen Ver⸗ 
handlungen oder bei den im Auftrag oder namens einer unmittelbaren oder mittelbaren Staatsbehörde mit 
Privatperſonen abgeſchloſſenen Verträgen die ihnen durch dieſes Geſetz oder die zu deſſen Ausführung 
erlaſſenen Vorſchriften hinſichtlich der Verſteuerung auferlegten Pflichten verſäumen, find, fofern nicht nach 
der Art des Vergehens wegen verletzter Amtspflicht eine höhere Strafe eintritt, mit einer Ordnungsſtrafe 
bis zum Betrage des nicht verwendeten Stempels, jedoch nicht über einhundertfünfzig Goldmark, zu belegen. 

(2) Die Privatperſonen, mit welchen die Verträge abgeſchloſſen find, desgleichen die Inhaber oder 
Vorzeiger bleiben von Strafe frei. 

(3) Bezüglich der Feſtſetzung der Strafen gegen Beamte, einſchließlich Notare, kommt der § 60 des 
Verwaltungsſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (Geſetzzamml. 1897 S. 237) zur Anwendung; die Ermäßigung 
oder Niederſchlagung der Strafe kann durch dasjenige Miniſterium angeordnet werden, zu deſſen Verwaltung der 
Beamte gehört. 

§ 20. 


Straffreiheit. 


Wenn der Stempel entſprechend der Auskunft der zur Verwaltung des Stempelweſens beſtellten 
Behörde verwendet worden iſt, fo treten die Strafen der $$ 17 bis 19 nicht ein. 


8 21. 
Strafverfahren. 


Bei Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz kommen hinſichtlich des Verwaltungsſtrafverfahrens und 
der Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit des gerichtlichen Strafverfahrens die Vorſchriften des Verwaltungs⸗ 
ſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (Geſetzſamml. 1897 S. 237) mit der Maßgabe zur Anwendung, daß an die 
Stelle der darin bezeichneten Verwaltungs behörden die nach § 30 Abf. 1 zuſtändigen Behörden treten. 


8 22. 
Strafvollſtreckung. 


Die Umwandlung einer Geldſtrafe, zu deren Zahlung der Verpflichtete unvermögend iſth in eine Frei⸗ 
heitsſtrafe findet nicht ſtatt. Hinſichtlich der Beitreibung von Geldſtrafen durch Verſteigerung von Grund⸗ 
ſtücken und der zwangsweiſen Eintragung der Geldſtrafen im Grund- oder Hypothekenbuche kommt die 
Vorſchrift des § 54 Abf. 2 des Verwaltungsſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (Geſetzzamml. 1897 S. 237) 
zur Anwendung. 

§ 23. 


Verjährung der Strafverfolgung und der Strafvollſtreckung. 


Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes und die zu deſſen 
Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen ſowie die Vollſtreckung der dieſerhalb rechtskräftig feſtgeſetzten und 
rechtskräftig erkannten Strafen verjährt in fünf Jahren. 


III. Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen. 
§ 24. 
Erſatz für die vor dem Verbrauche verdorbenen Stempelzeichen, 
Für Stempelzeichen, welche vor dem Verbrauche durch Zufall oder Verſehen verdorben worden 


ſind, kann Erſatz beanſprucht werden. 19 
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§ 25. 
Erſtattung bereits verwendeter Stempel. 


(1) Die entrichtete Stempelſteuer wird erſtattet: 


a) wenn ein geſetzlich nicht erforderlicher Stempel verwendet und der Erſtattungsantrag inner⸗ 
halb zweier Jahre nach der Entrichtung des Stempels angebracht worden iſt; 
b) wenn der von Behörden oder Beamten, einſchließlich der Notare, in der Erwartung der 
Zahlung verwendete Stempel von den zur Entrichtung desſelben Verpflichteten nicht beigetrieben 
werden kann; 5 
e) wenn ein beurkundetes Geſchäft nichtig oder infolge einer Anfechtung als von Anfang an 
nichtig anzuſehen iſt und die Erſtattung innerhalb zweier Jahre nach der Beurkundung oder, falls 
die Nichtigkeit durch rechtskräftiges Urteil feſtgeſtellt iſt, binnen Jahresfriſt nach Eintritt der 
Rechtskraft nachgeſucht wird. i 
(2) Außerdem kann die Erſtattung bereits verwendeter Stempel aus Billigkeitsgründen angeordnet werden, 
wenn die Ausführung eines Geſchäfts unterblieben oder ein Geſchäft auf Grund der Wandelung rückgängig 
gemacht iſt. Die Erſtattung muß innerhalb zweier Jahre nach der Beurkundung des Geſchäfts beantragt 
werden; wird der Antrag auf Tatſachen geſtützt, die erſt nach der Beurkundung eingetreten ſind, ſo 
beginnt die zweijährige Friſt mit dem Tage, an dem der Autragſteller von dieſen Tatſachen Kenntnis 
erhalten hat. In den Fällen der Wandelung durch rechtskräftiges Urteil muß die Erſtattung binnen 
Jahresfriſt nach Eintritt der Rechtskraft nachgeſucht werden. 


(3) Der Steuerverwaltung bleibt jedoch im Falle zu e und im Falle des vorhergehenden Abſatzes das 
Recht vorbehalten, den Stempel von demjenigen Vertragſchließenden wieder einzuziehen, welcher bei der 
Beurkundung des Geſchäfts von den die Nichtigkeit oder Ungültigkeit desſelben bedingenden Umſtänden 
Kenntnis gehabt oder die unterbliebene Ausführung des Geſchäfts oder die Wandelung verſchuldet hat. 


§ 26. 
Rechtsweg. 

In Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung einer Stempelabgabe iſt der Rechtsweg zuläſſig. 
Die Klage iſt bei Verluſt des Klagerechts binnen ſechs Monaten nach erfolgter Beitreibung oder geleiſteter 
Zahlung gegen diejenige mit der Verwaltung der Stempelſteuern befaßte Oberbehörde zu richten, in deren 
Verwaltungsbezirk die Steuer erfordert worden iſt. Wenn es ſich um Stempelbeträge handelt, welche nach 
den für Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften einzuziehen ſind, iſt die Klage gegen die zur Vertretung des 
Fiskus in Angelegenheiten der Juſtizverwaltung beſtimmte Behörde zu richten. f 


9 27. 


Verjährung der Stempelſteuer. 


(.) Die Stempelſteuer verjährt, wenn fie auf einen Bruchteil des Wertes des Gegenſtandes zu bemeſſen iſt, 
in zehn, ſonſt in fünf Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in welchem die Zahlung der Abgabe hätte 
erfolgen müſſen. 


(2) Die Verjährung wird unterbrochen durch eine an den Sahlungspflichtigen erlaſſene Aufforderung zur 
Zahlung, durch Handlungen der Zwangsvollſtreckung oder durch Bewilligung einer Stundung. Mit dem 


Ablaufe desjenigen Kalenderjahrs, in welchem die letzte Aufforderung zugeſtellt, die letzte Vollſtreckungshandlung 
vorgenommen oder die bewilligte Friſt abgelaufen iſt, beginnt eine neue Verjährung. 


(3) Die Beanſtandung der Angaben der Steuerpflichtigen über den Wert des Gegenſtandes eines 
Geſchäfts iſt binnen einer dreijährigen Friſt nach der Beurkundung zuläffig. 
(4) Die Friſten des erſten und dritten Abſatzes beginnen bezüglich der nach der Tarifſtelle 66 zu ent⸗ 
richtenden Stempel erſt nach Ablauf des Kalenderjahrs, in welchem die Eröffnung der Verfügung erfolgt. 


27* 
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§ 28. 
Berechnung der Friſten. 
Für die Berechnung der in dieſem Geſetz und dem Tarif erwähnten Friſten ſind die Beſtimmungen der 
Deutſchen Zivilprozeßordnung maßgebend. 
ü § 29. 
Koſten. 


(1) Die Verhandlungen in Stempelſteuerangelegenheiten — mit Ausnahme derjenigen im Strafverfahren, 
hinſichtlich deren die Vorſchriften des Verwaltungsſtrafgeſetzes vom 26. Juli 1897 (Geſetzſamml. 1897 S. 237) zur 
Anwendung kommen — ſind koſtenfrei. 

(2) Die Steuerpflichtigen ſind zur Tragung des durch die Verhandlungen mit ihnen erwachſenden 
Portos verbunden. 

$ 30. 
Verwaltung der Stempelſteuer. 


(1) Die Verwaltung des Stempelweſens wird, ſoweit nicht oberſte Landesbehörden oder Gerichtsbehörden 
zuſtändig find, von denjenigen Reichsfinanzbehörden geführt, denen fie auf Grund des § 3 des Geſetzes über 
die Veranlagung und Verwaltung der preußiſchen Steuern vom 15. November 1919 (Geſetzſamml. 1920 
S. 1) und des § 19 Abf. 1 der Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1993) 
übertragen worden iſt. 

(82) Die nach Abſ. 1 zuſtändigen unteren Behörden find verpflichtet, gegen Erſtattung der ihnen an 
Schreibgebühren und Porto erwachſenden Koſten den zur Verwendung des Stempels verpflichteten Perſonen 
Auskunft über die Höhe des Stempels zu erteilen. 

(3) Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats⸗ oder Kommunalbehörden und Beamten, 
welchen eine richterliche oder Polizeigewalt anvertraut iſt, die beſondere Verpflichtung, auf Befolgung der 
Stempelgeſetze zu halten und alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntnis kommenden Zuwiderhandlungen 
gegen dieſes Geſetz behufs Einleitung des Strafverfahrens von Amts wegen zur Anzeige zu bringen. 


831. 
Aufſichtsführung. a 
(4) Die nähere Aufſicht über die gehörige Beobachtung dieſes Geſetzes führen beſonders hiermit beauf- 
tragte Beamte, welche mit Anweiſung vom Finanzminiſter verſehen werden. 


(2) Alle Behörden und Beamten, einſchließlich der Notare, ferner Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſell— 
ſchaften auf Aktien, eingetragene Genoſſenſchaften, Gewerkſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
Verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenſeitigkeit und diejenigen Perſonen, welche gewerbsmäßig Auktionen ab- 
halten, ſind verpflichtet, den vorbezeichneten Beamten behufs Prüfung der gehörigen Abgabenentrichtung die 
Einſicht ihrer Akten, Bücher und Schriftſtücke zu geſtatten. 

(3) Ferner find alle Verpächter und Vermieter verbunden, die von ihnen zu führenden Verzeichniſſe 
den Steuerbehörden auf Verlangen einzureichen. 8 


(4) Privatperſonen find auf Erfordern der Steuerbehörden verpflichtet, ſich über die gehörige Beobachtung 
der Stempelgeſetze auszuweiſen, wenn Tatſachen vorliegen, welche den dringenden Verdacht rechtfertigen, daß 
von ihnen ein Stempelgeſetz verletzt iſt. Bei dringendem Verdacht einer Stempelſteuerhinterziehung hat auf 
einen durch Angabe und Glaubhaftmachung der vorliegenden Tatſachen zu begründenden Antrag der Steuer- 
behörde das Amtsgericht, in deſſen Bezirke die Privatperſon ihren Wohnſitz oder in Ermangelung deſſen ihren 
gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, über die Anordnung einer Beſchlagnahme oder Durchſuchung Entſcheidung 
zu treffen. Der Ausführung der Beſchlagnahme oder Durchſuchung hat eine Aufforderung zum Ausweis 
über die gehörige Beobachtung der Stempelſteuergeſetze unmittelbar vorauszugehen. Auf das Verfahren 
finden im übrigen die Vorſchriften der Strafprozeßordnung mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß der Beſchlagnahme oder Durchſuchung ein Beamter der Steuerbehörde beiwohnen kann. 
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§ 32. 
Anfertigung, Verkauf und Verwendung von Stempelzeichen und Anlegung von Verzeichniffen: 


(1) Der Finanzminiſter erläßt die Anordnungen wegen der Anfertigung, des Verkaufs und der Ver 
wendung des Stempelpapiers und der Stempelmarken, wegen der Zuläſſigkeit der Verwendung von Stempel- 
marken ohne amtliche Überwachung, wegen der im § 14 bezeichneten Abfindungen und wegen Anlegung der 
in der Tarifſtelle „Pacht- und Mietverträge“ vorgeſchriebenen Verzeichniſſe. 


(2) Stempelmarken, welche von Privatperſonen nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe verwendet worden 
ſind, werden als nicht verwendet angeſehen. 


833 
8 33. 
Unbefugter Handel mit Stempelzeichen, 


Der unbefugte Handel mit Stempelzeichen wird unter Einziehung der Vorräte mit einer Geldſtrafe 


bis zu einhundertfünfzig Goldmark beſtraft. 
§ 34. 
Fällt weg. 


9 35. 
Aufrechterhaltung und Aufhebung älterer Beftimmungen. 


(1) Vom 1. April 1896 ab find alle auf die Stempelſteuer bezüglichen Geſetzesvorſchriften, ſoweit ſie 
nicht in dieſem Geſetz und dem anliegenden Tarif aufrechterhalten ſind, aufgehoben. 8 


(2) Die in dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz über das Stempelweſen getroffenen Beſtimmungen 
bleiben unberührt. i 


(3) Soweit in anderen Geſetzen auf Beſtimmungen der durch dieſen Paragraphen aufgehobenen Geſetze 
verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an die Stelle. 


§ 36. 
i Schlußbeſtimmung. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. Er ift insbeſondere befugt zu 
beſtimmen, welche Beträge wegen ihrer Geringfügigkeit außer Anſatz gelaſſen werden oder uneingezogen bleiben 


een as bis zu welchem Betrage die Erſtattung zu Unrecht entrichteter Stempelſteuern abgelehnt 
werden kann. 


r 


1 


a ge 
Stempeltarif. 


Gegenſtand der Beſteuerung 


(1) Abſchriften, beglaubigte, unter denſelben Vorausſetzungen wie 


Zeugniſſe, amtliche in Privatſachen, f. dieſe. 

(2) Befreit find Beglaubigungen der Rechtsanwälte im Prozeß 
verfahren ſowie beglaubigte Abſchriften, welche gemäß SI des 
Geſetzes vom 10. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 25) den zu— 
ſtändigen Behörden zu erteilen ſind. 


2 Abtretung von Rechten. 


(1) Beurkundungen über die Abtretung von Rechten ſowie 
Indoſſamente, ſofern nicht nach § 84 Abſ. Ib des Kapital⸗ 
verkehrſteuergeſetzes Stempelfreiheit eintritt oder die Beſtimmungen 
der Tarifſtelle »Kauf⸗ und Tauſchverträge« ſechſter bis ein— 
ſchließlich achter Abſatz zur Anwendung kommen, . ... ...... 


iſt der Wert des abgetretenen Rechtes nicht ſchätzbar . . . . . . . 


(2) Befreit find Beurkundungen der Übertragungen der Kon- 
noſſemente der Seeſchiffer, Ladeſcheine der Frachtführer und 
Auslieferungsſcheine (Lagerſcheine, warrants) über Waren oder 
andere bewegliche Sachen durch Indoſſament. 


(3) Schriftliche Benachrichtigungen an den Verpflichteten über 
die erfolgte Abtretung eines Rechtes ſind, wenn nicht eine mit 
dem tarifmäßigen Stempel verſehene Abtretungsurkunde vor⸗ 
liegt, wie Beurkundungen der Abtretung zu verſteuern, ſofern 
nach der Verkehrsſitte über die Ablretung eine förmliche Urkunde 
errichtet zu werden pflegt und beabſichtigt iſt, durch die ſchriftliche 
Benachrichtigung die Aufnahme einer ſolchen Urkunde zu erſetzen. 
(4) Der Antrag auf Eintragung der Abtretung einer Hypothek 
oder Grundſchuld im Grundbuch oder in einem für ſolche Ein— 
tragungen beſtimmten öffentlichen Buche ——LPö 


(5) Die Abgabe wird nur erhoben, ſalls die beantragte Ein⸗ 
tragung in den Grund- oder öffentlichen Büchern vermerkt 
worden iſt. 


(6) Der Stempel wird nicht erhoben oder erſtattet, wenn die 
Urkunde über die dem Antrag zugrunde liegende Abtretung 
in an ſich ſtempelpflichtiger Form in Arſchrift, Ausfertigung 
oder beglaubigter Abſchrift vorgelegt wird. Solange nicht 
die Urkunde vorgelegt iſt, kann der Stempel vorbehaltlich ſeiner 
Erſtattung eingezogen werden. Die Erſtattung kann nur inner⸗ 
halb zweier Jahre nach Entrichtung des Stempels beantragt 
werden. Als eine die Abtretung enthaltende Urkunde iſt nur 
eine ſolche anzuſehen, welche die Abtretung ſo enthält, wie ſie 
unter den Beteiligten hinſichtlich des Wertes der Gegenleiſtung 
verabredet iſt. 


Steuerſatz 


Zi 


io 


10 


| 


A 


Berechnung 


So der Stempelabgabe 


Pf. 


— [des Wertes der Gegenleiſtung oder, 
wenn eine ſolche in der Urkunde 

— ] nicht enthalten iſt, des Geldbe— 
trags oder des Wertes des ab» 
getretenen Rechtes, 


— des Betrags der Hypothek oder 
Grundſchuld oder der Ablöſungs— 
ſumme der Rentenſchuld. 


1888 
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Gegenſtand der Beſteuerung 


Steuerſatz 


106 


S Et er | 


(7) Betrifft der Antrag eine Hypothek oder Grundſchuld, für 
welche mehrere Grundſtücke haften, ſo wird die Abgabe nur 
einmal erhoben. 

(8) Wird nach der Zahlung des Stempels für den Ein— 
tragungsantrag die Urkunde über das der Eintragung zugrunde 
liegende Geſchäft errichtet, ſo iſt auf den zu dieſer Urkunde 
erforderlichen Wertſtempel der für den Eintragungsantrag ge— 
zahlte Stempel anzurechnen. Die Anrechnung iſt innerhalb 
der im § 16 angegebenen Friſten auf der Urkunde amtlich zu 
vermerken. Soweit eine Anrechnung erfolgt, iſt eine Erſtattung 
des für den Eintragungsantrag gezahlten Stempels ausgeſchloſſen. 
(9) Befreit ſind: i 

Urkunden, wodurch eine Forderung einem Kommunalverband, 
einer Kommune oder einer Korporation ländlicher oder ſtädtiſcher 
Grundbeſitzer oder einer Grund-, Kredit- und Hypothekenbank 
abgetreten wird, falls auf Grund der Abtretung nach dem 
Kapitalverkehrſteuergeſetze reichsſteuerpflichtige oder von der 
Reichsſteuer befreite Renten- oder Schuldverſchreibungen dem- 
nächſt ausgereicht werden. 


Aftermiet⸗ oder Afterpachtverträge, ſ. Pachtverträge. 


(1) Annahme an Kindes Statt, Verträge darüber. 

(2) Sofern das angenommene Kind das 16. Lebensjahr noch 

EN vollendet hat, ermäßigt ſich der Steuerbetrag auf ein 
iertel. i 


Apotheken, ſ. Erlaubniserteilungen, Buchſtaben a. 
Approbationsſcheine, ſ. Erlaubniserteilungen, Buchſtaben b. 
Atteſte, amtliche, wie Zeugniſſe, amtliche in Privatſachen, f. dieſe. 
Fällt aus. | 


Auktionen, d. h. Beurkundungen von Verſteigerungen nicht zu den 
unbeweglichen Sachen gehöriger Gegenſtände durch öffentliche 
Beamte, ſofern dieſe nicht als Vertreter der Korporation, in 
deren Dienſte ſie angeſtellt ſind, handeln, oder durch gewerbs— 
mäßige Auktionatoren ($ 36 der Reichsgewerbeordnung) .. . . 


(1) Ausfertigungen von Schriftſtücken der Behörden und Beamten, 
einſchließlich der Notare, jedoch mit Ausnahme der Ausfer- 
tigungen der Schiedsmänner, ſofern für die Schriftſtücke nicht 
ein durch dieſen Tarif beſtimmter Stempel zu entrichten ift.. 


io 


Berechnung 

TE der Stempelabgabe 

Pf. ü 

| 

0 

| 

i 
Et 

I 

| 

1 

— des Vermögens des Annehmenden 


oder Angenommenen, und zwar 
des jeweils höheren der beiden 
Vermögen, ausſchließlich des 5 
Hausrats und anderer nicht der 

Vermögenſteuer unterliegender 
beweglicher Gegenſtände. 


— [des Geſamterlöſes nach Abzug der 3 
Koſten. 8 


Bi: 
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Efde. Steuerſatz | Berechnung 
d der 2 f 
Nr. Gegenſtan er Beſteuerung 3 5 se der Stempelabgabe 
(10) (2) Befreit find Ausfertigungen: | 
a) von Beſcheiden auf Geſuche, Anfragen und Anträge in 
Privatangelegenheiten, fie mögen in Form eines Antwort⸗ 
ſchreibens, einer Verfügung, Verfügungsabſchrift oder einer | 
auf die zurückgehende Bittſchrift ſelbſt geſetzten Verfügung 
erlaſſen werden 
b) von Genehmigungen der zuſtändigen Behörden in Bau— 
ſachen. : 
11 |(1) Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich 
geführten Büchern, Regiſtern und Rechnungen, wenn ſie für 
Privatperſonen auf ihr Anſuchen ausgefertigt werden .. . .. — 3 
(2) Befreit find die auf den Perſonenſtand (Geburten, Heiraten, 
Sterbefälle uſw.) bezüglichen Auszüge aus amtlich geführten 
Büchern und Standesregiſtern. 
Ila Fällt aus. 
12 Fällt aus. 
13 Bürgſchaften, ſ. Sicherſtellung von Rechten. 
14 Ceſſions⸗Inſtrumente, ſ. Abtretung von Rechten. 
15 Conſenſe zur Übernahme einer Vormundſchaft ſeitens eines Beamten 
l ee eee een frei 
16 0) Duplikate (Nebenausfertigungen) von ſtempelpflichtigen Urkunden — 3 — 
jedoch nicht über den zu der ſtempelpflichtigen Urkunde ſelbſt 
erforderlichen Stempel hinaus. 5 
(2) Befreit ſind Duplikate von Jagdſcheinen. A 
17 [Fällt aus. 
s ß 40 — des Vermögens, auf das ſich der 
19 Fällt aus Ehevertrag erſtreckt. 
20 [Erbrezeſſe (Erbteilungsverträge), durch welche die Verteilung einer 
eee e let en en — 4 7 — — = Wertes des Neinnachlaffes, 
weit über denſelben im Erb» 
21 [Erbverträge, ſ. Verfügungen von Todes wegen. ae verfügt if. ee 
22 j Erlaubniserteilungen (Approbationen, Konzeſſionen, Genehmigungen | 
uſw.) der Behörden in gewerbepolizeilichen Angelegenheiten: + | 
a) (1) Konzeſſionen 
zum Betrieb einer Apotheke, 
wenn die Konzeſſion vererblich und veräußerlich iſt .. .I 1 — des Wertes der Konzeſſion, 
ſonſt 7 CTT 1 _— — des im erſten Jahre erzielten Er 
zur Errichtung einer Zweig, (Silial-) Apotheke.... — — 10 e d der Min⸗ 
zur Verlegung einer Apotheke auf Antrag des Beſitzers. . — 20 — 5 
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Ofde. Steuerſatz Berechnung 
Nr Gegenſtand der Beſteuerung Gold ber Stempelabgabe 


De 


(22) (2) Befreit find die vererblichen und veräußerlichen Kon⸗ 
zeſſionen für diejenigen, welche dieſelben erbſchaftsſteuerfrei 
ererbt haben. 


(3) Außerdem findet die Beſtimmung unter Ziffer 2 Er⸗ 

mäßigungen und Befreiungen der Tarifſtelle »Kauf- und 

Tauſchverträge« ſinngemäße Anwendung. 

b) Approbationen für 

Appthe ker? „ — 150 

diejenigen Perſonen, welche ſich als Arzte (Wundärzte, 

Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte und Tierärzte) oder 

mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder ſeitens des 

Staates oder einer Gemeinde als ſolche anerkannt oder 

mit amtlichen Funktionen betraut werden ſolln . — 1 50 
($ 29 der Reichsgewerbeordnung); 

c) (1) Erlaubniserteilungen 

für Unternehmer von Privat⸗Kranken⸗, Privat⸗Entbindungs⸗ 
und Privat⸗Irrenanſtalten ($ 30 der Reichsgewerbe— 
ordnung) 

zum Betriebe des Gewerbes als Schauſpielunternehmer 
($ 32 der Reichsgewerbeordnung) 

zum ſtändigen Betriebe der Gaſtwirtſchaft, Schankwirtſchaft 
oder des Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus 
($ 33 der Reichsgewerbeordnung ); 

zur gewerbsmäßigen öffentlichen Veranſtaltung von Sing⸗ 
ſpielen, Geſangs- und deklamatoriſchen Vorträgen, Schau⸗ 
ſtellungen von Perſonen oder theatraliſchen Vorſtellungen 
ohne höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft in 
Wirtſchafts- oder ſonſtigen Räumen oder zur Überlaſſung 
dieſer Räume zu gewerbsmäßigen öffentlichen Veran— 
ſtaltungen der bezeichneten Art (§ 33a der Reichsgewerbe— 


ordnung) S V ea O D EUR 1 — — [des im erſten Jahre erzielten Ev 
1 trags des Gewerbebetriebs, min, 
(2) Bei Erlaubniserteilungen an Vertreter oder Bevoll— Nees aber ce Mindestbetrag 
mächtigte juriſtiſcher Perſonen berechnet ſich die Stempel- 3 des § 11. 
abgabe nach der Veranlagung der juriſtiſchen Perſon zur 
Gewerbeſteuer. 


(3) Für Bewilligungen von Friſtverlängerungen und 
Friſtungen (§ 49 der Reichsgewerbeordnung) 

ein Viertel der vorſtehenden Sätze, mindeſtens aber 

der Mindeſtbetrag des § 11. 


(4) Befreit find Erlaubniserteilungen für Unternehmer 
von Privat⸗Kranken⸗, Privat⸗Entbindungs⸗ und Privat⸗ 
Irrenanſtalten, welche zu gemeinnützigen Zwecken dienen; 


Geſetzſamml. 1924. (Nr. 12803.) 25 
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6!!! EEE ESTER ne ns a0 ERS 
Steuerſatz 

Gold. 
Pf 


Berechnung 


Gegenſtand der Beſteuerun 
ger it 3 der Stempelabgabe 


v. H. 


d) (1) Genehmigungen zur Errichtung der im § 16 der Reichs— 
gewerbeordnung und ſeinen Ergänzungen bezeichneten An— 
Gd ER ale 


(2) Genehmigungen zu Veränderungen in der Betriebs- 
ſtätte oder zu weſentlichen Veränderungen in dem Betriebe 
der Anlagen (§ 25 der Reichsgewerbeordnung) 

die Hälfte der vorſtehenden Sätze 


(3) Bewilligungen von Friſtverlängerungen und Friſtungen | 
($ 49 der Reichsgewerbeordnung) | 
ein Viertel der vorſtehenden Sätze; | 


Genehmigungen zur Anlegung von Dampfkeſſeln ($ 24 der 8 
Reichsgewerbeordnung) oder Anderung der Dampfkeſſelan⸗ 
lagen ſowie Bewilligungen von Friſtverlängerungen und 
Friſtungen, ſoweit nicht die Beſtimmungen zu d zur An— 
wendung kommen (§8 25 und 49 der Reichsgewerbeordnung)| — 55 


f) (1) Erlaubniserteilungen zum Betriebe des Pfandleih⸗, 
Pfandvermittler- oder Stellenvermittlergeſchäfts ($ 34 Abſ. 1 
und 2 der Reichsgewerbeordnung, §§ 2 und 19 des Stellen- 
vermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 — Reichsgeſetzbl. 
S000... 1 — des im erſten Jahre erzielten Er⸗ 


(2) Erlaubniserteilungen an Vertreter oder Bevollmächtigte er Ve bender 
von Gemeinden oder anderen Kommunalverbänden, Handels— | mindeſtens aber der Mindeſt⸗ 
kammern, Landwirtſchaftskammern, Innungen, Innungs⸗ betrag des § 11. 
ausſchüſſen, Innungsverbänden, Handwerkskammern, Be- 8 
rufsvereinen, Gewerbevereinen und ſonſtigen Vereinen und ER 
Körperſchaften zum Betriebe des Stellenvermittlungs- und 
Wöbeitsnacheisgeſchäft s — fei 


— Iider Koſten der Anlage. 


@ 
— 


= 
— 


(1) Genehmigungen für Unternehmer von Verſicherungs— 
anſtalten, N 
wenn ihr. Gefchäftsgebiet nicht über den Umfang einer 
din hinausgeht a 1 
h.. er — 200 — 
(2) Befreit ſind Genehmigungen für Verſicherungsanſtalten, 
deren Geſchäftsgebiet über den Umfang eines Kreiſes nicht 
hinausgeht, ſowie für ſolche Anſtalten, welche auf Gegen- | 
ſeitigkeit gegründet und deren Zwecke nicht auf die Er- 
zielung von Gewinn gerichtet find; 
h) fällt aus. | 


i) Genehmigungen zum Gewerbebetriebe der Auswanderungs- 
mi A en 5 BEE EEE — 200 — 
| 


— 157 — 


Efde . Steuerſatz Berechnung 
Bee Gegenſtand der Beſteuerung ; Gols — 
Nr. see) N 3 . 8 8 der Stempelabgabe 
e Pf. b 
22) *) (1) Genehmigungen zum Betriebe von Privatanſchluß— 
bahnen „„ „„ jeneWererelieiiure mans tote Helene BIREHE HT ET use = 10 — — I der Koſten der Anlage. 


(2) Genehmigungen zu Veränderungen in dem Betriebe 
die Hälfte der vorſtehenden Sätze; 

)) (1) Genehmigungen zum Betrieb eines Dampfſchiffahrts., 
Eiſenbahn⸗ oder Kleinbahnunternehmenn Uno | — des Anlage und Vetriebskapitals. 
(2) Genehmigungen zu Veränderungen in dem Betriebe 

die Hälfte der vorſtehenden Sätze. 
(3) Bewilligungen von Friſtverlängerungen und Friſtungen 
ein Viertel der vorſtehenden Sätze. 
(4) Die Bewilligung von Friſtverlängerungen und Friſtun— 
gen, welche durch Naturereigniſſe oder andere unabwend— 
bare Zufälle verurſacht ſind, iſt ſtempelfrei; 

m) (1) Genehmigungen der Ortspolizeibehörden zum Betriebe 
von Gewerben, welche dem öffentlichen Perſonen- und 
Güterverkehr innerhalb der Orte durch ſonſtige Transport- 
mittel aller Art (Wagen, Gondeln, Sänften, Pferde uſw.) 


dienen ($ 37 der Reichsgewerbeordnung 2.2... — ö bis 40 — ſie nach der Bedeutung des Ger 
(2) Werden Genehmigungen der bezeichneten Art Perſonen 1 T 


erteilt, deren Gewerbebetrieb wegen geringen Ertrags und 
Kapitals von der Gewerbeſteuer frei iſt, ſo beträgt die 
Stempelabgabbteeeeeeeeeeeeeeeee aa = leise 


23 Fällt aus. 
24 Fällt aus. 
25 Fällt aus. 
26 [Gewerbelegitimationskarten (§ 44a der Reichsgewerbeordnung) ... — 1 — 
27 Fällt aus. 
28 [Heiratsgenehmigungen für Beamte und Militärperſonen ... . frei. 
29 [Hingabe an Zahlungs Statt, Verträge darüber, ſ. Kaufverträge. 
30 [Fällt aus. I 
31 I(1) Jagdſcheine 
für den Jahresſag schen 8 ee 7 50 
» „ Aae BE TREE Try ne at — 50 
»»» Jahresjagdſchein an Perſonen, welche weder Ange— 
gehörige eines deutſchen Bundesſtaates find noch in / 
Preußen einen Wohnſitz oder einen Grundbeſitz mit 
einem Grundſteuerreinertrage von 150 % haben . .. — 50 — 
» »» Tagesjagdſchein an ſolche Perſone n — 10 — 


Nach näherer Anweiſung des Finanzminiſters kann jedoch auch 
für dieſe Perſonen der Stempelſteuerſatz für Jahres- und Tages⸗ 
jagdſcheine bis auf den Satz für Inländer ermäßigt werden. 


23* 


Ofde. 
Nr. 


6¹ 
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(2) Befreit ſind Jagdſcheine für die auf Grund des § 23 des 
Forſtdiebſtahlgeſetzes vom 15. April 1878 (Gefeßfamml. S. 222) 
beeidigten ſowie diejenigen Perſonen, welche ſich in der für den 
Staatsforſtdienſt vorgeſchriebenen Ausbildung befinden. 


32 [(ö) Kauf- und Tauſchverträge und andere läſtige Veräußerungs⸗ 


geſchäfte enthaltende Verträge einſchließlich der gerichtlichen 
Zwangsverſteigerungen, inſoweit nicht beſondere Tarifſtellen 
zur Anwendung kommen oder die Rechtsvorgänge nach dem 
Grunderwerbſteuergeſetz oder dem Kapitalverkehrſteuergeſetz einer 
Reichsſteuer unterliegen oder von ihr befreit find, wenn fie 
betreffen: 

a) fällt aus; 


p) außerhalb Landes gelegene unbewegliche Sachen und eben— 
daſelbſt befindliche bewegliche Sachen, inſoweit ſie Zubehör 
der erſteren ſind und mit dieſen zuſammen veräußert werden 

c andere Gegenſtände aller Alt 

(2) Der Stempel berechnet ſich: 

1. bei Tauſchverträgen nach dem Werte der von einem der 


Vertragſchließenden in Tauſch gegebenen Gegenſtände, und 
zwar derjenigen, welche den höheren Wert haben; 


2. bei gerichtlichen Zwangsverſteigerungen nach dem Betrage 
des Meiſtgebots, zu dem der Zuſchlag erteilt wird, unter 
Hinzurechnung der von dem Erſteher übernommenen Lei⸗ 
ſtungen. Erreicht das Meiſtgebot nicht den Wert des Gegen⸗ 
ſtandes, ſo tritt dieſer an die Stelle des Gebots. Wenn der 
Erſteher zur Zeit der Einleitung der Zwangsverſteigerung 
Hypotheken- oder Grundſchuldgläubiger iſt, jo tritt an die 
Stelle des Meiſtgebots, falls dieſes hinter dem Geſamt⸗ 
betrage der Hypotheken- oder Grundſchuldforderungen des 
Erſtehers und der dieſen vorgehenden Forderungen zurück— 
bleibt, 55 Geſamtbetrag, ſofern er nicht den Wert des 
Gegenſtandes überſteigt; : 

3. bei Verträgen über Leiftung an Erfüllungs Statt nach dem 
Werte, zu dem die Gegenſtände an Erfüllungs Statt an⸗ 
genommen werden. Wird in einem Kaufvertrage hinſicht⸗ 
lich des Kaufpreiſes eine Leiſtung an Erfüklungs Statt ver⸗ 
einbart, ſo iſt der Vertrag wie ein Tauſchvertrag zu ver⸗ 
ſteuern; 


4, wenn auf dem veräußerten Gegenſtand ein Nießbrauchsrecht 
laſtet, zu deſſen Beſeitigung der Veräußerer nicht verpflichtet 
iſt, von dem Werte des veräußerten Gegenſtandes, ſofern 
dieſer Wert den nach dem erſten Abſatze dieſer Tarifſtelle 
zu berechnenden Betrag der Gegenleiſtung überſteigt. 


„ i 


Steuerſatz Berechnung 
A der Stempelabgabe 


3 

— bei Kauf und Lieferungsverträgen 
vom Kauf- oder Lieferungspreis 
unter Hinzurechnung des Wertes 
der ausbedungenen Leiſtungen 
und vorbehaltenen Nutzungen, 
bei anderen Verträgen vom Ge⸗ 
ſamtwerte der Gegenleiſtung 
unter Hinzurechnung des Wertes 
der vorbehaltenen Nutzungen 
oder, wenn der Wert der Gegen⸗ 
leiſtung aus dem Vertrage nicht 
hervorgeht, von dem Werte des 
veräußerten Gegenſtandes.“ 
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(3) Wird bei einer Verſteigerung, welche zum Zwecke der Aus- 
einanderſetzung unter Miteigentümern erfolgt, der Zuſchlag einem 
Miteigentümer erteilt, ſo bleibt bei Berechnung des Stempels 
derjenige Teil des Meiſtgebots außer Betracht, welcher auf den 
dem Erſteher bereits zuſtehenden Anteil an den verſteigerten 
Gegenſtänden fällt. Im Falle der Gemeinſchaft unter Mit⸗ 
erben gilt im Sinne dieſer Vorſchrift jeder Miterbe als Mit⸗ 
eigentümer nach Verhältnis feines ideellen Anteils am Nach- 
laffe. 

(4) Wird ein Zuſchlagsurteil aufgehoben, fo werden die an- 
geſetzten Beträge nicht erhoben oder, wenn ſie bezahlt ſind, 
erſtattet. a 

(5) Beurkundungen von Veräußerungen beweglicher Sachen 
unterliegen dem Stempel dieſer Tarifſtelle auch dann, wenn 
ſie nur von einem der Vertragſchließenden im Sinne des zwei- 
ten Abſatzes des § 1 dieſes Geſetzes unterzeichnet und dem an— 
deren Vertragſchließenden ausgehändigt ſind. Ausgenommen 
ſind Aufzeichnungen, welche im Handelsverkehr über Beſtellungen 
gemacht und entgegengenommen werden (ſogenannte Kommif- 
ſionsnoten). 

(6) Beurkundungen von Übertragungen der Rechte der Er 
werber aus Veräußerungsgeſchäften über bewegliche Sachen 
ſowie Beurkundungen nachträglicher Erklärungen der aus einem 
Veräußerungsgeſchäfte der vorbezeichneten Art berechtigten Er⸗ 
werber, die Rechte für -einen Dritten erworben beziehungsweiſe 
die Pflichten für einen Dritten übernommen zu haben, werden 
in betreff der Stempelpflichtigkeit wie Beurkundungen der Ver⸗ 
äußerungen der Sachen behandelt. Dasſelbe gilt von Über⸗ 
tragungen der Rechte aus Anträgen zur Schließung eines 
läſtigen Veräußerungsgeſchäfts, die den Veräußerer binden, 
ſowie aus Verträgen, durch die nur der Veräußerer zur Schlie⸗ 
ßung eines läſtigen Veräußerungsgeſchäfts verpflichtet wird. 
(7) Wenn jedoch der erſte Erwerber das Veräußerungsgeſchäft 
erweislich auf Grund eines Vollmachtsauftrags oder einer Ge- 
ſchäftsführung ohne Auftrag für einen Dritten abgeſchloſſen 
hat, ſo bedürfen Beurkundungen von Übertragungen der Rechte 
dieſes erſten Erwerbers an den Dritten nur eines Stempels von 
(8) In den Fällen des vorhergehenden Abſatzes iſt die Er— 
ſtattung des bereits verwendeten Wertſtempels anzuordnen. 
Auch muß die Abſtandnahme von der Einziehung des Wert⸗ 
ſtempels angeordnet werden, falls dies innerhalb zweier Wochen 
nach erfolgter Beurkundung der Übertragung beantragt «wird. 
Außerdem können bei ſonſtigen Beurkundungen der erwähnten 
Art in denjenigen Fällen die gleichen Anordnungen getroffen 
werden, in denen beſondere Billigkeitsgründe vorhanden ſind. 


Steuerſatz 
— Gold» 
> %% Pf. 
| 
| 
1 
| 
| | 
| | 
| 
| 
| 
| | 
| | 
| 
| 
| | 
| | 
| 
| 
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I 
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| 
| 
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35 


36 
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(9) Fällt aus. 
10 Ermäßigungen und Befreiungen: 


1. Kauf und Tauſchverhandlungen zwiſchen Teilnehmern an 
einer Erbſchaft zum Zwecke der Teilung der zu letzterer 
gehörigen Gegenftände höchſten s 

Zu den Teilnehmern an einer Erbſchaft wird auch der 
überlebende Ehegatte gerechnet, welcher mit den Erben des 
verſtorbenen Ehegatten gütergemeinſchaftliches Vermögen 
zu teilen hat. 

2. Befreit ſind Verträge, durch welche bewegliche Sachen 
allein oder im Zuſammenhange mit anderem Vermögen 
von Aſzendenten an Defzendenten oder eingekindſchaftete 
Kinder übertragen werden. 

Auf Beurkundungen von Übertragungen der Rechte des 
Erwerbers aus Verträgen der vorbezeichneten Art an andere 
Perſonen als an Defzendenten oder eingekindſchaftete Kinder 
des urſprünglich übertragenden Aſzendenten finden die Be— 
ſtimmungen des ſiebenten und achten Abſatzes dieſer Tarif- 
ſtelle keine Anwendung. 

3. Befreit ſind Kauf- und Lieferungsverträge über Mengen 
von Sachen oder Waren, ſofern dieſelben entweder zum 
unmittelbaren Verbrauch in einem Gewerbe oder zur Wieder⸗ 
veräußerung in derſelben Beſchaffenheit oder nach vor⸗ 
gängiger Bearbeitung oder Verarbeitung dienen ſollen oder 
im Deutſchen Reiche in dem Betrieb eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden erzeugt oder hergeſtellt ſind. 

4. Gerichtliche oder notarielle Aufnahmen oder Beglaubigungen 
der nach den Vorſchriften des Kapitalverkehrſteuergeſetzes 
über die Börſenumſatzſteuer reichsſteuerpflichtigen oder von 
der Reichsſteuer befreiten Kauf- und Anſchaffungsgeſchäfte 


Konſolidationen von Bergwerkseigentum (Vereinigung zweier oder 
mehrerer Bergwerke zu einem einheitlichen Ganzen), Beſtätigungs— 
e eee ee ee 
Bei geringerem Werte der vereinigten Bergwerksfelder kann 
ieee - = Rare. Arte Panini ee 
ermäßigt werden. 


Fällt aus. 

Fällt aus. 

Leibrenten⸗ und Rentenverträge, wodurch zu . Zeiten wieder⸗ 
kehrende Zahlungen von Geld für eine oder mehrere beſtimmte 
Perſonen während der Lebensdauer derſelben oder auf beſtimmte 


oder unbeſtimmte Zeit gegen Entgelt erworben werden, mag 
die Gegenleiſtung in einer beſtimmten Geldſumme oder in der 


Steuerſatz 


v. H. 


8 


| 
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erde. Steuerſatz 


8 Berechnung 
Gegenſtand der Beſteuerung . 
Nr. f } 8 - v. H. Sur, der Stempelabgabe 
NM Pf. 
(36) Hingabe von Sachen oder in der Übernahme von Leiſtungen 


oder Verpflichtungen, oder aber in dem Aufgeben von Rechten 
beſtehen, falls nicht das Verſicherungsſteuergeſetz zur Anwendung 
EINEN DEE SR Bo 2 — des Kapitalwerts der Renten. 
37 Fällt aus. 
38 [Lieferungsverträge, |. Kaufverträge. | 
39 [(J) Luſtbarkeiten, Genehmigungen der Ortspolizeibehörden: | 
a) zum Betrieb eines Zirkus, eines nicht mit menſchlicher 
oder tieriſcher Kraft bewegten Karuſſells oder eines Kine— 
matographen und dergleichen n >> 10 88 
b) zur Veranſtaltung von Muſikaufführungen, Singſpielen, 
Geſangs⸗ und deklamatoriſchen Vorträgen, theatraliſchen 
Vorſtellungen oder ſonſtigen Luſtbarkeiten aller Art. . ... — 5 
(2) Bezüglich der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempel— 
ſteuer macht es keinen Unterſchied, ob die Luſtbarkeiten von 
einzelnen Perſonen oder von öffentlichen, Privat- oder ge⸗ 
ſchloſſenen Geſellſchaften dargeboten werden. 
(3) Bei Luſtbarkeiten geringfügiger Art kann der Stempel 
auf 3, 2, 1 % oder in ganz beſonderen Fällen bis auf 0,50 M 
ermäßigt werden. 
40 Mäkler, vereidigte, Urkunden über die Beſtätigung oder Anſtellung | | 
DetielDen Ben a ch = 


41 I Miet- und Aftermietverträge, |. Pacht- und Afterpachtverträge. 


42 (1) Namensänderungen, Genehmigungen zur Anderung des Familien⸗ IN 
Ramen sss en = KON 
fofern damit eine Namensvermehrung verbunden ift.......- — 200 | — 
(2) Bei nachgewieſener Bedürftigkeit oder aus Billigkeits- 
gründen kann der Stempel bis auß 8 — 
ermäßigt werden. 

(3) Befreit find Namensänderungen, bei denen es ſich um die 
Umwandlung eines fremdſprachigen in einen deutſchen Namen 
handelt. 


43 |(1) Naturaliſationsurkunden, mit Ausnahme derjenigen, welche für 
im Reichsdienſt angeſtellte Ausländer ausgeſtellt werden . ... — 150 — 
(2) Bei nachgewieſener Bedürftigkeit des zu Naturaliſierenden 
kann der Stempel bis auß 8 —5 5 
ermäßigt werden. 5 


44 [Nießbrauchsbeſtellungen, Anträge auf Eintragung eines Niep- 
brauchs an im Inlande gelegenen unbeweglichen Sachen oder 
ihnen gleichgeachteten Rechten ſowie Urkunden über die Be⸗ 
ftellung eines Nießbrauchs an beweglichen Sachen oder Rechten | io | — 


1 
S 


— des Kapitalwerts der nach dem 
Reinertrage des Nießbrauchs 
zu berechnenden Nutzungen. 
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Steuerſatz 
Gegenſtand der Beſteuerung Gold⸗ 


v. H. N Pf. 


Berechnung 
der Stempelabgabe 


(1) Notariatsurkunden, welche die Stelle einer in dieſem Tarife ver— 
ſteuerten Verhandlung vertreten, wie dieſe; 

ſonſt und in allen Fällen mindeſten ...cu.c.... — 3 —ü— 

(2) Befreit ſind Notariatsurkunden, in denen ausſchließlich | 

Grundſtücksveräußerungsverträge oder Auflaſſungen oder An- 

meldungen zum Handels-, Vereins- oder Güterrechtsregiſter be— 

urkundet werden. 


Notarielle Zeugniſſe, wie amtliche Zeugniſſe, ſ. Zeugniſſe. 
Fällt aus. 
Pacht⸗ und Mietverträge. 


Ae ee er Bis auf weiteres außer Hebung geſetzt 
durch Verordnung vom 24. November 1923 (Geſetzſamml. | 
©. 538). 


2. (4) Schriftliche oder mündliche Verträge über die Ver⸗ 
pachtung der Jagd auf inländiſchen Grundſtücken (Jagd— 
pachtverträge), wenn der verabredete, nach der Dauer eines | 

Jahres zu berechnende Pachtzins beträgt: 


bis zu 3000 Goldmark Kr S Tor — — 10 — == des Pachtzinſes einſchließlich des 
mehr als 3000 Goldmark, aber nicht mehr als Wertes aller, auch der nicht 

ee e,, 15 — — in Geld beſtehenden Neben, 
mehr als 8 000 Göldma rf ar leiſtungen. f 


Verträge über die Anpachtung von gemeinſchaftlichen Jagd— 
bezirken unterliegen jedoch, ſofern der verabredete, nach 
der Dauer eines Jahres zu berechnende Pachtzins den Betrag | 
von 1 500 Goldmark nicht überſteigt, nur einem Stempel von] 67 
wenn als Pächter ausſchließlich ſolche Juländer auftreten, 
welche im Gemeindebezirk ihren Wohnſitz haben und zu 
den Jagdgenoſſen des Jagdbezirkes gehören. 
Schriftliche oder mündliche Verträge über die Erlaub⸗ | 
nis zum Abſchuſſe jagdbarer Tiere auf inländischen Grund— 
ſtücken gegen Eutgelt ſtehen den Jagdpachtverträgen gleich 
mit der Maßgabe, daß das innerhalb des laufenden 
Kalenderjahrs zu zahlende Entgelt an die Stelle des nach 
der Dauer eines Jahres zu berechnenden Pachtzinſes tritt. 
(5) Enthält ein ſchriftlicher oder mündlicher Vertrag neben 
ſonſtigen Vereinbarungen auch Vereinbarungen über die 
Verpachtung der Jagd oder über Berechtigungen zum Ab— 
ſchuſſe jagdbarer Tiere gegen Entgelt, fo iſt der auf dieſe 
Vereinbarungen entfallende Teil des Entgelts nach den 
Vorſchriften über Jagdpachtverträge zu verſteuern. Trägt 
die Steuerbehörde Bedenken, das Entgelt, das in das im 
Abſ. 8 unter I dieſer Tarifſtelle vorgeſchriebene Verzeichnis 
einzutragen iſt, als richtig anzunehmen, fo finden die SS 6, 
7 und 27 Abſ. 3 dieſes Geſetzes entſprechende Anwendung. 


— - vie vor, 
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Steuerſatz 
Gold, 


1 Gegenſtand der Beſteuerung 

(48) 3 % Bis auf weiteres außer Hebung geſetzt durch 

i Verordnung vom 24. November 1923 (Geſetzſamml. S. 538). 
(7) Befreiungen Bis auf weiteres nicht an⸗ 


wendbar wegen Außerhebungſetzung der Abgaben unter 1 
und 3. 


(8) Die Verſteuerung der Verträge erfolgt in der Art, 

daß jeder Verpächter oder Vermieter verpflichtet iſt, nach 

Schluß eines jeden Kalenderjahrs die während deſſen 

Dauer in Geltung geweſenen Verträge einzeln in ein Ver- 

zeichnis (Pacht- und Mietverzeichnis) einzutragen, das ent- 

halten muß: 
1. die Bezeichnung des Gegenſtandes des Vertrags; 
2. die Namen der Pächter und Mieter; 

die Dauer des Vertragsverhältniſſes während des 
Kalenderjahrs; 

4. den Pacht⸗ und Mietzins; 

den erforderlichen Stempelbetrag; 

die Verſicherung des Verpächters oder Vermieters, 
daß andere als die im Verzeichnis aufgeführten Pacht⸗ 
und Mietverträge, an denen er als Verpächter oder 
Vermieter beteiligt geweſen ſei, im Kalenderjahre nicht 
in Geltung geweſen feien; 

7. die Namensunterſchrift des Verpächters oder Ver⸗ 
mieters. 


cs 


an Da 


(9) Das Verzeichnis über die während der Dauer des 


Kalenderjahrs in Geltung geweſenen Verträge iſt der zu— 
ſtändigen Steuerſtelle ſpäteſtens bis zum Ablaufe des Januar 
des darauffolgenden Jahres unter Einzahlung des er⸗ 
forderlichen Stempelbetrags von dem Verpächter oder Ver⸗ 
mieter einzureichen. Auf Antrag kann den Verpächtern 
oder Vermietern die Verſteuerung der Verträge durch das 
Verzeichnis ohne amtliche Überwachung auf Widerruf ge 
ſtattet werden; in dieſem Falle iſt das Verzeichnis unbe⸗ 
ſchadet der in den Abſ. 12, 13 und 14 enthaltenen Verpflich- 
tungen der Steuerbehörde nur auf Verlangen einzureichen. 


(40) Die Vorausbezahlung der Abgabe auf einen über 
das Kalenderjahr hinausgehenden Zeitraum iſt zuläſſig; 
die Verſteuerung der Verzeichniſſe kann in dieſen Fällen 
ſchon vor Beginn desjenigen Januar, in dem ſonſt die 
Verſteuerung vorgenommen werden müßte, bewirkt werden. 
Die im § 11 des Geſetzes vorgeſchriebene Abrundung 
findet unter Zugrundelegung des Geſamtbetrags der im 
voraus entrichteten Stempelabgabe ſtatt. 


Geſetzſamml. 1924. (Nr. 12803.) 


v. H. 


lt 


Pf. 
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der Stempelabgabe 
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Lie. a Steuerſatz Berechnung 

Nr. Gegenſtand der Beſteuerung 12 55 Gold⸗ Ber Skamielabgabe 
I A Pf. 

(48) (11) Die in den Verzeichniſſen zu machenden Angaben 


können auf Verlangen bei der Steuerbehörde zu Protokoll 
erklärt werden. 

(12) Die Verzeichniſſe find von den zu ihrer Führung ver⸗ 
pflichteten Perſonen fünf Jahre lang aufzubewahren. Auf 
Verlangen erfolgt die Aufbewahrung durch die Steuerbehörde. 

(13) Verpächter und Vermieter, welche Verzeichniſſe nicht einge 
reicht haben, ſind verpflichtet, der Steuerbehörde auf Verlangen 
darüber Auskunft zu geben, ob im vorangegangenen Kalender 
jahre Pacht- oder Mietverträge, an denen fie als Verpächter 
oder Vermieter beteiligt waren, in Geltung geweſen ſind. 

(14) Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen den Ver⸗ 
pächtern und Vermietern obliegenden Verpflichtungen ſind 
auch von deren Vertretern zu erfüllen. 

(15) Im Dezember jedes Jahres iſt von den Steuer⸗ 
behörden auf die Beſtimmungen über die Führung der Ver- 
zeichniſſe und die Verſteuerung durch Bekanntmachung in 
öffentlichen Blättern aufmerkſam zu machen. 

(16) Behörden find berechtigt, die Verſteuerung der von 
ihnen zu führenden Verzeichniſſe ſelbſt zu bewirken. 

(17) Wenn Pacht- oder Mietverträge vor Ablauf der ver⸗ 
tragsmäßig feſtgeſetzten Zeit ihr Ende erreichen, ſo iſt der 
Stempel nur für die Zeit bis zur Beendigung der Ver⸗ 
träge zu entrichten. 

(18) .. .. Bis auf weiteres nicht anwendbar (vgl. Abſ. 7). 

(19) Die Beurkundungen von Abtretungen der Rechte aus 
Verträgen dieſer Tarifſtelle unterliegen einer anderen als 
der nach den obigen Beſtimmungen zu entrichtenden Stempel 
ſteuer nicht. 

(20) Wenn in einem Vertrage dieſer Tarifſtelle beſtimmt 
iſt, daß das Rechtsverhältnis unter gewiſſen Vorausſetzungen 
als verlängert gelten ſoll, fo kommen für die hiernach ein- 
tretenden Verlängerungen die vorſtehenden Beſtimmungen 
zur Anwendung. 

(21) Die durch Briefwechſel oder einen Austauſch ſonſtiger 
ſchriftlicher Mitteilungen zuſtande gekommenen Verträge ſind 
hinſichtlich der Stempelpflicht wie förmliche ſchriftliche Ver⸗ 
träge zu behandeln. 

(22) Anmerkung. 

Mehrere zwiſchen denſelben Vertragsbeteiligten innerhalb 
eines Jahres geſchloſſene Pacht oder Mietverträge gelten 
hinſichtlich der Stempelpflichtigkeit als ein einheitlicher Pacht— 
oder Mietvertrag, wenn anzunehmen iſt, daß der Abſchluß 
der mehreren Verträge zur Vermeidung des höheren Steuer— 
ſatzes oder zur Erlangung der Steuerfreiheit gewählt worden iſt. 


In 


Steuerſatz Berechnung 


Gold⸗ 
v. 5. % pf der Stempelabgabe 


Gegenſtand der Beſteuerung 


II. Schriftliche Pacht⸗ oder Mietverträge über außerhalb Landes 
gelegene Grundſtücke oder ihnen gleichgeachtete Rechte ſowie 
über Jagdberechtigungen an ſolchen Grundſtücke nnn. — 1 50 


III. (1) Schriftliche Pacht- oder Mietverträge anderer als der unter 
und bezeichneten t 6/10 — des Zinſes. 
(2) Der Stempel berechnet ſich nach der Dauer der bedun- 
genen Vertragszeit; bei Verträgen auf unbeſtimmte Zeit iſt der 
Verſteuerung eine einjährige Dauer zugrunde zu legen. Bei 
Verträgen, die auf die Lebenszeit des Verpächters oder Pächters, 
des Vermieters oder Mieters geſchloſſen ſind, kommt die Vor⸗ 
ſchrift des S 6 Abſ. 10 des Geſetzes zur Anwendung. 


äſſe (Paßkarten) zu Reiſen, in der Regeln — 8 
0 d ! 9 
ür Handwerksburſchen, Dienſtboten, Lohnarbeiter und andere 
hen, ı DU) 
Perſonen ähnlichen Standes jedoch nut — ja 
Fällt aus. 
(1) Polizeiſtunde, Genehmigungen der Verlängerung der Polizei⸗ 
unde für einzelne Wirtshäuſer und öffentliche Vergnügungsorte — 25 
d ) ) guügung 
(2) Genehmigungen auf die Dauer von weniger als einer 
J er . 1 50 
Proteſte, Wechſelproteſte und Proteſte anderer Art — 3 


(1) Protokolle, auch von den Parteien nicht unterſchriebene, welche: 
in Privatangelegenheiten von Behörden und Beamten auf⸗ 
genommen find und die Stelle einer im gegenwärtigen Tarife BE 
beſteuerten Verhandlung vertreten, wie dieſe, 

Ain etens age... 8 — 3 — 
(2) Protokolle, welche nicht die Stelle einer im Tarife be— 
ſteuerten Verhandlung vertreten, find ſtempelfrei. 
(3) Bei Protokollen, welche von Notaren aufgenommen ſind, 
kommt die Tarifſtelle »Notariatsurkunden« zur Anwendung. 


Fällt aus. | 
Fällt aus. 
Fällt aus. 


Schiedsſprüche, und zwar ſowohl der ſtändigen Schiedsgerichte als | 8 
auch der zur Entſcheidung für den einzelnen Fall berufenen = 
Schiedsricheeeeeeeeeee ::: ee eisen. 3/0 — | | des Wertes des Streitgegenſtandes, 


jedoch mindeſte ns 8 — 22 
höchſten s 8 — 100 — 
Iſt der Wert des Streitgegenſtandes unſchätzbar ...... . — 103 


2052 
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Ede - Steuerſatz Berechnung 
5 Gegenſtand der Beſteuerune 
Nr. a: | 3 5.55 6⁸ 11 ra ae 1 f der Stempelabgabe 


I 
58 Schuldverſchreibungen. | 


I. (1) Schuldverſchreibungen, hypothekariſche und perſönliche aller 
Art, inſoweit es ſich nicht um nach dem Kapitalverkehrſteuer⸗ 
geſetze reichsſteuerpflich tige Wertpapiere handellete 16 —_ 
Urkunden, in denen der Betrag der verſchriebenen Schuld nur 
dem Höchſtbetrage nach beſtimmt iſt, ſind dem Stempel dieſer 
Tarifſtelle nicht unterworfen. 


(2) Ermäßigungen: 

a) Schuldverſchreibungen über Kaufgelder, Erbgelder oder 
fonftige Forderungen aus zweiſeitigen Verträgen, falls 
dieſe Verträge gehörig verſteuert ſind und alle weſent⸗ 
lichen Bedingungen des Schuldverhältniſſes enthalten, wie 
Nebenausfertigungen derſelben (vgl. die Tarifftelle »Dupli⸗ 
kate) j 


(1) Schuldverſchreibungen über Darlehen, welche innerhalb 
Jahresfriſt oder in einem kürzeren Zeitraume zurückzuzahlen 


ii: 
NDS RA DE NR 8 78 — 1 Summe. 


des Kapitalbetrags der Schuld 
verſchreibung. 


— 
oO 
— 


(2) So oft die Rückzahlungsfriſt durch ſchriftliche Ver 
abredungen über die Verlängerung der Darlehen oder 
durch Ausſtellung neuer Schuldverſchreibungen bis zu einem 
Zeitraume von einem Jahre erweitert wird, je ... ..... 7235 — — 
(3) jedoch für die urſprüngliche Verſchreibung und fänt- 
liche Verlängerungen nicht mehr wie ·O··OL P. 7 — — 
(4) Beurkundungen der V Verlängerung der Rückzahlungs⸗ 
5 friſt über den Zeitraum von einem Jahre hinaus .... Is 


(5) jedoch unter Anrechnung der für die Beurkundungen 
der urſprünglichen Verſchreibung und der früheren Ver— 
längerungen bereits entrichteten Stempel. 

(6) Die Vorſchriften der vorhergehenden Abſätze finden 
enffprechendt Anwendung auf nicht oder in nicht ftempel- 
pflichtiger Form beurkundete, tatſächlich eintretende Ex 7 
weiterungen und Verlängerungen der Rückzählangsffiſt 

mit der Maßgabe, daß die Friſt je für den Zeitraum 
eines Jahres als verlängert gilt, falls nicht erweislich ein 
längerer Zeitraum verabredet iſt. Die Stempel, die in 

dieſen Fällen nachträglich erforderlich werden, ſind zu der 
urſprünglichen Urkunde binnen zwei Wochen nach dem | 
Eintritte der Verlängerung zu verwenden. ö 
(7) Die Anrechnung der früher gezahlten Stempel it bei 
ſchriftlichen Verlängerungen nur zuläffig, wenn auf den 
Schriftſtücken über die Verlängerung vom Ausſteller ver- 

merkt iſt, zu welchen Urkunden und zu welchen Beträgen 

die früher gezahlten Stempel verwendet ſind. 


wie vor, 


der dargeliehenen Summe. 


wie vor, 


N 


Ofde. 
Nr. 


68) 


II. 


III. 
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(3) Befreiungen: . 

a) Beurkundungen über die Verlängerung der Rückzahlungs⸗ 
friſt, wenn es ſich um Schuldverſchreibungen handelt, die 
mit einem Sechſtel vom Hundert des Kapitalbetrags 
bereits verſteuert find; 


Beurkundungen von zinsbaren Darlehen, welche gegen 
ſpezielle Verpfändung oder Hinterlegung von edlen Me— 
tallen, Waren, Wechſeln oder Wertpapieren gegeben werden 
(Lombarddarlehen), oder die gegen Verpfändung einer im 
Reichsſchuldbuch oder im Staatsſchuldbuch eingetragenen 
Forderung gewährt werden, vorausgeſetzt, daß die Darlehen 
innerhalb Jahresfrift oder in einem kürzeren Zeitraume 
zurückzuzahlen ſind und der Wert des hinterlegten Pfandes 
oder der verpfändeten Forderung dem gewährten Darlehen 
mindeſtens gleichkommt / 


Sparkaſſenbücher und Beſcheinigungen über einzelne Ein- 
lagen ſeitens öffentlicher und ſolcher Sparkaſſen, welche 
gemeinnützige Zwecke verfolgen, insbeſondere ſolcher, welche 
die Gewinn verteilung ausgeſchloſſen haben, ſowie der Spar⸗ 
kaſſen derjenigen eingetragenen Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, welche die Förderung des genoſſenſchaft— 
lichen Perſonalkredits bezwecken, 


für Kommunalverbände, Kommunen oder Korporationen 
ländlicher oder ſtädtiſcher Grundbeſitzer oder Grundkredit⸗ 
und Hypothekenbanken ausgeſtellte Schuldverſchreibungen, 
auf Grund deren nach dem Kapitalverkehrſteuergeſetze reichs- 
ſteuerpflichtige oder von der Reichsſteuer befreite Renten- oder 
Schuldverſchreibungen demnächſt ausgereicht werden; 

Briefe oder ſonſtige ſchriftliche Mitteilungen im bank⸗ 
geſchäftlichen Verkehr über die Ausleihung von Geldern 
auf feſte Termine oder auf Kündigung mit oder ohne Friſt. 


b 


— 


C 


— 


eu 
— 


G 


— 


(1) Kaufmänniſche, nicht auf Order ausgeſtellte Verpflichtungs— 
ſcheine über Leiſtungen von Gel 
(2) Die Befreiung zu I unter e findet Anwendung. 

(3) Für die Verlängerung der Rückzahlungsfriſt gelten die 
Beſtimmungen zu J unter Ermäßigungen zu b und Befreiungen 
zu a und e. 


(1) Der Antrag auf Eintragung einer Hypothek oder Grund- 
ſchuld oder einer wiederkehrenden Geldleiſtung im Grundbuch 
oder in einem für ſolche Eintragungen beſtimmten öffentlichen 
Büch:))))! RR EEE RO 


Steuerſatz 
v. H. 


9% 


10 


Berechnung 


old 5 
A der Stempelabgabe 
Pf. 


= des Kapitalbetrags der Scheine. 


Kapitalwerts der Geldleiſtung 
oder des Betrags der Ablöſungs⸗ 
ſumme bei Rentenſchulden, 


— der einzutragenden Summe oder des 2 
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ſowie der Antrag auf Eintragung der Verpfändung einer 
Hypothek oder Grundſchuld oder einer wiederkehrenden Geld— 
leiſtung durch den eingetragenen Gläubiger in Büchern der 
een! 88 


(2) Die Vorſchriften der Tarifſtelle »Abtretung von Rechten« 
fünfter bis einſchließlich achter Abſatz finden ſinngemäße An- 
wendung. 

(3) Die Abgabe wird bei einem Antrag auf Eintragung 
einer Hypothek für die Anſprüche aus Anleihe⸗Teilſchuld— 
verſchreibungen nicht erhoben, wenn dem Grundbuchamte 
rechtzeitig der Nachweis erbracht wird, daß die Verſteuerung 
der Teilſchuldverſchreibungen nach den Vorſchriften des Kapital— 
verkehrſteuergeſetzes erfolgt iſt. Die näheren Beſtimmungen 
über die Friſt, innerhalb der der Nachweis erbracht werden 
muß, und über die Art, in der er zu führen iſt, trifft der 
Finanzminiſter. 


59 (1) Sicherſtellung von Rechten, Beurkundungen darüber .... . .. 


(2) Auf Höchſtbetragshypotheken im Sinne des § 1190 des 

Bürgerlichen Geſetzbuchs finden die vorſtehenden Steuerſätze 

gleichfalls Anwendung. 5 

(3) Der Stempel darf in keinem Falle den für die Beur⸗ 

kundung des ſicherzuſtellenden Rechtes zur Erhebung gelangenden 

Stempel überſteigen. 

(4) Iſt der Wert der ſichergeſtellten Rechte nicht ſchätzbar .. 

(5) Befreit ſind: 

a) Urkunden über Dienſtkautionen der Beamten öffentlicher 
Behörden 

p) in Schuldverſchreibungen zur Sicherheit der Schuldver— 
pflichtung vom Schuldner abgegebene Erklärungen; 


e) Urkunden über Sicherſtellungen der Vormünder (§ 1844 


des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Fällt aus. 
Fällt aus. 
Fällt aus. 
Tauſchverträge, ſ. Kaufverträge. 


Taxen von Grundſtücken, inſofern ſie wegen eines Privatintereſſes 
unter Aufſicht einer öffentlichen Behörde aufgenommen werden 


Teſtamente, ſ. Verfügungen von Todes wegen. 


Steuerſatz 
Gold⸗ 


„ pt 


1/ 


110 


0 


Berechnung 
der Stempelabgabe 


— der Summe, für welche die Poſt 


verpfändet wird, wenn dieſe 
Summe geringer iſt als die 
Summe oder der Kapitalwert 
oder die Ablöſungsſumme der 
verpfändeten Poſt, ſonſt der 
letzteren Summe oder des Ka- 
pitalwerts oder der Ablöſungs— 
ſumme. i 


des Wertes derſichergeſtellten Rechte. 


ar 
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5. % pf. 


660 Verfügungen von Todes wegen, einſchließlich der Erbverträge 
ſowie der im § 2301 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Schenkungsverſprechen, Schuldverſprechen oder 5 
f! een See No || — des Wertes des Gegenſtandes. 
(2) Für die Stempelberechnung bei einer gemeinſchaftlichen 
Verfügung iſt der Geſamtbetrag des Wertes beider Verfügungen 
maßgebend. 

(3) Für die Wertberechnung iſt der Zeitpunkt der Fälligkeit 
der Stempelſteuer maßgebend. Soweit die Stempelverwendung | 
unter amtlicher Überwachung ftattfindet, find dev Wertberechnung | 
die Angaben des Steuerpflichtigen zugrunde zu legen. Die 
Vorſchriften des §7 dieſes Geſetzes finden vor Eröffnung der 
Verfügung keine Anwendung; | 

(4) wenn die Verfügungen von Todes wegen lediglich An— | 
ordnungen nicht vermögensrechtlicher Art, Nachträge, Er- 
gänzungen und Erläuterungen zu letztwilligen Verfügungen 


thai 8 — Sa 
Befreiungen. | 
1. Verträge und Erklärungen aller Art, die lediglich den 
Widerruf, die Zurücknahme oder die Aufhebung einer | 
Verfügung von Todes wegen oder einzelner in ſolchen | 
Verfügungen enthaltenen Anordnungen betreffen; | 
2. die im § 2249, § 2250 oder § 2251 des Bürgerlichen | 
Geſetzbuchs und im N des Reichswehrgeſetzes bezeichneten 
Teſtamente. 
i e e eeer — 3 — 


2) Iſt jedoch durch den Vergleich ein unter den Parteien 
bisher nicht in ſtempelpflichtiger Form zuſtande gekommenes 
Rechtsgeſchäft anerkannt oder im weſentlichen aufrechterhalten 
oder ein anderweites Rechtsgeſchäft neu begründet worden, ſo | | 
iſt zu dem Vergleiche, wenn dieſe Geſchäfte nach dem gegen 
wärtigen Tarif einem höheren als dem für Vergleiche verord— | | = 
neten Stempel unterworfen find, dieſer höhere Stempel zu ver⸗ | 2 
wenden. | 
(3) Befreit ſind die von Schiedsmännern, Kaufmanus-⸗ und 
Gewerbegerichten, Miet- und Pachteinigungsämtern aufge⸗ 
nommenen Vergleiche, ſofern nicht die Vorausſetzungen des 
vorhergehenden Abſatzes Anwendung finden. 
68 0) a, des Bergwerkseigentums, Urkunden darüber 
(SS 22ff. des Allgemeinen Berggeſetzes für die 05 5 
Staaten vom 24. Juni 1865 — Geſetzſamml. S. 705 —)..| — 500 — 
(2) Bei geringerem Werte des Bergwerkseigentums kann der 
Stempel bis auf 100 / ermäßigt werden. 
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LEfde. . Steuerſatz en 
x Gegenſtand der Beſteuerung Ae Berechnung 
Nr. 5 9 157 1 der Stempelabgabe 


70 Fällt aus. 
71 Verträge, 
1. (1) durch welche ein früherer ſtempelpflichtiger Vertrag lediglich 


ben eis 8 — 3 
(2) Wenn jedoch die Verabredung über die Aufhebung oder 
Beſeitigung des früheren Vertrags ſich als eine in dieſem 

Tarife beſonders aufgeführte Verhandlung darſtellt, ſo kommt 

derjenige Steuerſatz zur Anwendung, welchem die Verabredung 

nach den Vorſchriften dieſes Tarifs unterliegt. 

(3) In beſonderen Fällen kann der zu entrichtende Wertſtempel | 

aus Billigkeitsrückſichten bis auf Y/,, ermäßigt werden; 

2. (1) über ſonſtige vermögensrechtliche Gegenſtände, wenn keine 
andere Tarifſtelle zur Anwendung komm ꝶ — 
ſind die Verträge nur Nebenverträge eines Hauptvertrags und 
werden fie mit dieſem zuſammen in einer Urkunde beurkundet — 1 
jedoch nicht über den zu dem Hauptoertrage ſelbſt erforderlichen | 
Stempel hinaus. 

(2) Ein auf unbeſtimmte Zeit oder auf Kündigung abge⸗ 

ſchloſſener Vertrag gilt in betreff der Stempelpflichtigkeit als 

ein auf ein Jahr abgeſchloſſener. 

(3) Befreiungen: 

a) Lehrverträge ; 

b) Verträge, durch welche Arbeits- und Dienſtleiſtungen auf 
beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit gegen zu gewiſſen Zeiten 
wiederkehrendes Entgelt (Lohn, Gehalt und dergleichen) | 
verfprochen werden, wenn der Jahresbetrag der Gegen: | 
leiſtung 1500 Goldmark nicht überfteigt; 

c) Tarifverträge. 

72 [Fällt aus. 


73 I(1) Vollmachten zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur 
fü den acht gebend 100 — des Wertes des Gegenſtandes. \ 
wenn die Vollmacht zur Vornahme aller oder gewiſſer Gattungen 
von Geſchäften für den Vollmachtgeber ermächtigt (General— 
vollmacht) und der Wert des Gegenſtandes 50 000 Goldmark 
überſteigt 32727 VVV * | nn — I wie vor. 
(2) Steht der Bevollmächtigte I 
a) in einem Dienftverhältniffe zum Vollmachtgeber und wird 

die Vollmacht mit Rückſicht auf dieſes Verhältnis erteilt, oder 
b) iſt er der Ehegatte des Vollmachtgebers oder mit ihm in 
gerader Linie verwandt, oder teilt er als Familienange— 
höriger den Hausſtand des Vollmachtgebers, ¼ der vor— | 
ſtehenden Sätze. | 


0 


69 [Verpflichtungsſcheine, kaufmänniſche, ſ. Schuldverſchreibungen II. . 
50 


Gegenſtand der Beſteuerung 


Steuerſatz 


v. H. 


| . 


Go 


Berechnung 
185 der Stempelabgabe 


7 


(3) Wenn der Wert des Gegenſtandes der Vollmacht nicht 
ſchätzbar iſt, wenn es ſich insbeſondere um Vollmachten zur 
Ausübung des Stimmrechts in Geſellſchaften aller Art handelt 


(4) Schriftſtücke, in welchen jemand einem Dritten gegenüber 
erklärt, daß er einem anderen die Vornahme einer Angelegen— 
heit. rechtlicher Natur aufgetragen habe, find dem Stempel 
nicht unterworfen, ſofern nicht die Verkehrsſitte eine Vollmacht 
in dieſen Fällen erfordert und durch das Schriftſtück die 
förmliche Vollmacht erſetzt werden ſoll. 


(5) Zu Vollmachten, in denen mehrere nicht in einer Erb— 
oder ſonſtigen Rechtsgemeinſchaft ſtehende Perſonen einen 
Bevollmächtigten beſtellen, iſt der Vollmachtſtempel ſo oft zu 
verwenden, als Vollmachtgeber vorhanden ſind. 


(6) Wenn bei einer gerichtlichen oder notariellen Verſteigerung 
durch die Kaufbedingungen oder durch beſondere Erklärungen 
beſtimmte Perſonen bevollmächtigt werden, nach erfolgtem 
Zuſchlage für die Verſteiglaſſer oder für die Anſteigerer die 
Auflaſſungserklärung abzugeben und für die Anſteigerer die 
Eintragung der Steigpreiſe zu bewirken, ſo iſt der Vollmacht⸗ 
ſtempel ohne Rückſicht auf die Anzahl der Beteiligten und der 
abzugebenden Erklärungen nur einmal in Anſatz zu bringen, 
ſofern nach Inhalt des Protokolls die Vollmacht auf einen 
Zeitraum von längſtens drei Tagen nach Ablauf des Tages, 
an welchem der Zuſchlag erfolgt, beſchränkt wird. 

(7) Befreit find: Prozeßvollmachten, Vollmachten zu DVer- 
handlungen vor den Kaufmanns- und Gewerbegerichten, den 
Miet⸗ und Pachteinigungsämtern und den Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſen. 


74 Vorrechtseinräumungen (Prioritätszeſſionen) 


75 (1) Werkverdingungsverträge, inhalts deren der Übernehmer auch 


das Material für das übernommene Werk ganz oder teilweiſe 
anzuſchaffen hat, find, falls letzteres in der Herſtellung be- 
weglicher Sachen beſteht, wie Lieferungsverträge, unter Zus 
grundelegung des für das Werk bedungenen Geſamtpreiſes 
zu verſteuern. 


(2) Handelt es ſich bei dem verdungenen Werke um eine 
nicht bewegliche Sache, ſo iſt der Werkverdingungsvertrag ſo 
zu verſteuern, als wenn über die zu dem Werke erforderlichen, 
von dem Unternehmer anzuſchaffenden beweglichen Gegenſtände 
in demjenigen Zuſtand, in welchem ſie mit dem Grund und 
Boden in dauernde Verbindung gebracht werden ſollen, ein 
dem Steuerſatze der Tarifſtelle »Kauf- und Tauſchverträge« 


Geſetzſamml. 1924. (Nr. 12803.) 


| 
0 
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75) Buchſtabe e oder der Ziffer 3 der »Ermäßigungen und Be— 


freiungen« dieſer Tarifſtelle unterliegender Lieferungsvertrag 
und außerdem hinſichtlich des Wertes der Arbeitsleiſtung ein 
dem Steuerſatze der Tarifſtelle »Verträge« Ziffer 2 unter⸗ 
worfener Arbeitsvertrag abgeſchloſſen wäre. 


(3) Die Vorſchrift des § 10 dieſes Geſetzes findet entſprechende 

Anwendung dergeſtalt, daß, inſoweit eine Trennung des 
Geſamtpreiſes nicht vorgenommen iſt, der höchſte Steuerſatz 
zu entrichten iſt. 


76 Wiederaufhebung von Verträgen, ſ. Verträge Ziffer 1. 


77 |(1) Zeugniſſe, amtliche in Privatſachen, innerhalb der Zu— 
ſtändigkeit der ausſtellenden Behörde oder des ausſtellenden 
Weiten erteilt 88 — 3 — 
(2) Befreit ſind: 

a) Zeugniſſe, auf Grund deren ein anderes amtliches Zeug— 
nis oder ein Paß (Neifer oder Leichenpaß, Paßkarte) aus⸗ 
geſtellt werden ſoll 
Zeugniſſe aller Art, welche von Geiſtlichen in bezug auff 
kirchliche Handlungen erteilt werden, insbeſondere Geburts-, 

Tauf,-, Aufgebots-, Ehe-, Trau-, Toten- und Beerdigungs— 

ſcheine - | 

Zeugniſſe, welche zum Nachweiſe der Berechtigung zum 

Genuſſe von Wohltaten, Stiftungen und anderen Bezügen | 

für hilfsbedürftige Perſonen dienen ſollen oder welche | | 

wegen Zahlung von Warkegeldern, Penſionen, Unter— | | 

ſtützungsgeldern, Krankengeldern, Beerdigungskoſten, Wit⸗ | 
wen- und Waiſengeldern und ähnlichen Koſten und Geldern | 

als Rechnungsbelege bei öffentlichen oder privaten Kaſſen 

und Anſtalten eingereicht werden müſſen; 

(1) Führungszeugniſſe, inſoweit fie nicht zur Erlangung der 
in den Tarifſtellen »Erlaubniserteilungen« und »Luſtbar⸗ 
7 keiten« aufgeführten Genehmigungen uſw. erforderlich ſind. 

5 (2) Den Führungszeugniſſen ſtehen gleich Zeugniſſe über 

geleiſtete Arbeiten in Anftalten, welche von unmittelbaren 

oder mittelbaren Staatsbehörden betrieben werden; 

Beglaubigungen von Unterſchriften oder Handzeichen unter 

Anträgen und Verhandlungen, die nach ihrem Inhalt | 
ausſchließlich zu einer Eintragung oder Löſchung in einem 
preußiſchen Grundbuch oder im Handels-, Vereins- oder 
Güterrechtsregiſter erforderlich find, ſowie die mit ſolchen 
Beglaubigungen verbundenen Zeugniſſe über die Vertretungs- 
befugnis der Beteiligten; 


— 


2) 
— 


— 
— 


— 


e 


Ä se 
ee ee —— 


Ofde. Steuerſatz Berechnung 
der 9 N N 
Nr. Gegenſtand der Beſteuerung 05 Gold. der Stempelabgabe 
. 
— - — ðlj—— — —— THE —— — 
(77) 1) Beglaubigungen von Unterſchriften der Anträge auf Her⸗ 


ausgabe hinterlegter Sachen, der Bewilligungen der Her⸗ 
ausgabe, der Anerkenntniſſe der Berechtigung zum Empfang 
oder der Anträge auf Überſendung ſolcher Sachen durch 
die Poſt ſowie Beurkundungen der Gerichtsvollzieher nach 
§5 der Hinterlegungsordnung; 


g) Beglaubigungen von Unterſchriften unter Anträgen, Voll⸗ 
machten und Genehmigungserklärungen, die nach ihrem | 
Inhalt ausſchließlich eine im Reichsſchuldbuch oder im 
Staatsſchuldbuch einzutragende oder eingetragene Forderung 
betreffen. 


(3) In den unter a und ce bezeichneten Fällen tritt die | 
Stempelfreiheit nur dann ein, wenn der dieſelbe begrün- = 
dende Zweck aus der Urkunde hervorgeht. Wird von den : 
Atteſten zu anderen Zwecken nachträglich Gebrauch gemacht, 
ſo iſt der Stempel nachzuverwenden. 
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Sabelle 


über den gegenwärtigen Kapitalwert einer Rente oder Nutzung im Werte von 1% auf eine 
beſtimmte Anzahl von Jahren behufs Verechnung der davon zu entrichtenden Stempelſteuer 


Zu 8 6 des Geſetzes 


Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl 


Kapitalwert 


er der Kapitalwert der Kapitalwert der Kapitalwert 
Jahre Jahre a Jahre 

„ Br „df Ff | M !.. ß ß ee Pf. 
1 1 0, 22 15 02,9 43 21 18,6 64 23 88,7 
2 1 96,2 23 15 45,1 44 21 37,1 65 23 96,9 
3. 2 88,6 24 15 85,7 45 21 54,9 66 24 04,7 
4. 3 7775 25 16 24,7 46 21 72,0 67 24 12,2 
5 4 63,0 26 16 62,2 47 21 88,5 68 24 19,4 
6 5 45,1 27 16 98,3 48 22 04,3 69 24 26,4 
M 6 24,2 28 17 33,0 49 22 19,5 70 24 33,0 
8 00,2 29 17 66,3 50 22 34,2 71 24 39,5 
9 7 737 30 17 98,4 51 22 48,2 72 24 45,6 
10 8 43,5 31 18 29,0 52 22 61,8 73 24 51,6 
11 9 11,1 32 18 58,9 53 22 74,8 74 24 57,3 
12 9 76,0 33 18 87,4 54 22 87,3 75 24 62,8 
13 10 38,5 34 19 14,8 55 22 99,3 76 24 68,0 
14 10 98,6 35 19 4l,l 56 23 10,9 ORG, 24 73,1 
15 11 56,3 36 19 66,5 57 23 22,0 78 24 78,0 
16 12 11,8 37 19 90,8 58 23 32,7 79 24 82,7 
17 12. 65,2 38 20 14,3 59 23 43,0 80 24 87,2 
18 13 16,6 39 20 36,8 60 23 52,8 81 24 91,5 
19 13 65,9 40 20 58,5 61 23 62, 82 24 95,7 
20 14 13,4 41 20 79,3 62 23 7175 83 24 99,7 
21 14 59, 0 42 20 99,3 63 23 80,3 84 25 00,0 

und mehr 
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